
Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Planen, Bauen, Wohnen

Datum:
06.08.2020

Tagesordnungspunkt
1.9

Vorlage-Nr:
VO/0181/20

Bezeichnung der Vorlage:

Beschwerden gemäß § 24 
Gemeindeordnung NRW im Zuge 
des Bebauungsplanverfahrens III-
4C, Arsbeck - Auf dem Kamp, 3. 
Teilbebauungsplan

Genehmigungsvermerk

Datum: 14.08.2020

Bürgermeister:

Gez. Stock

Zu beraten im: 
Ö/N Datum Gremium

Ö 25.08.2020 Ausschuss für Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe (WBUV)

Sachverhalt:
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bebauungsplan III-4C, Arsbeck – Auf 
dem Kamp, 3. Teilbebauungsplan fand in der Zeit vom 18.05.2020 bis einschließlich 
22.06.2020 statt. Während dieses Zeitraumes wurden Beschwerden gemäß § 24 
Gemeindeordnung NRW durch 27 Mitunterzeichner eingereicht (siehe Anlage 1). 
Ferner wurde durch eine Eigentümergemeinschaft eine zusätzliche Beschwerde 
(siehe Anlage 2) übermittelt. 
Gemäß § 7 Absatz 7 Buchstabe e der Hauptsatzung der Stadt Wegberg soll von der 
Prüfung vorgebrachter Anregungen und Beschwerden abgesehen werden, wenn sie 
sich gegen Maßnahmen richten, bei denen Bedenken und Anregungen in einem 
förmlichen Verwaltungsverfahren oder in einem Planfeststellungsverfahren 
vorgebracht werden können. Dieser Tatbestand ist aufgrund des laufenden 
Bebauungsplanverfahrens hier gegeben. Daher schlägt die Verwaltung vor, die 
vorgenannten eingegangen Schreiben als Stellungnahmen im Rahmen der 
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bebauungsplan III-4C zu werten und dem 
Abwägungsvorgang zu unterziehen. Eine Beratung und Entscheidung über die 
vorgebrachten Inhalte erfolgt dann richtigerweise im Zuge des weiteren 
Bebauungsplanverfahrens.

Beschlussvorschlag:
Der Ausschuss für Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe beschließt, gemäß § 7 
Absatz 7, Buchstabe e der Hauptsatzung der Stadt Wegberg vom 22.02.2017, in der 
Fassung der zweiten Änderungssatzung vom 19.02.2020, von einer Prüfung der 
während der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bebauungsplan III-4C, 
Arsbeck - Auf dem Kamp, 3. Teilbebauungsplan eingegangenen Beschwerden nach 
§ 24 Gemeindeordnung NRW abzusehen.
Die Verwaltung wird beauftragt, diese eingegangenen Schreiben als Stellungnahmen 
im vorgenannten förmlichen Bebauungsplanverfahren zu werten. Ferner wird die 
Verwaltung beauftragt, die Antragsteller über diese Entscheidung zu informieren

tel:22022017


Kosten und Finanzierung:
keine

Alternativen:
Keine Vorschläge der Verwaltung

Anlage/n:
1. 26 wortgleiche Beschwerdeschreiben der Initiative „KEIN Blockbau“ (daher 

wurde lediglich ein Beispielschreiben beigefügt)
2. Begleitschreiben der Initiative „KEIN Blockbau“
3. Beschwerdeschreiben der „Eigentümergemeinschaft JJK“
4. Weiteres Beschwerdeschreiben, wortgleich mit Anlage 1

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Schroeders FB 301 Gez. Karneth Erste Beigeordnete

Gez. Bieker FBL 301

Gez. Thies Techn. Beigeordn.



Stettungnahme(n) (Stand : 22.06.2020)

Sie belrachten: lll{4c, Arsbeck - Aul dsm Kamp (3. T6il-BP)

Vsrlahrensschrin: Frühzellige Auslogung gem. § 3 ('l) und § 4 (1) BaUGB

Zeitraum: 1A.O5.n2O - 22.06.2020

Herr-IlIl
W6gberg

kolnölockbau@gmx.d6

am: 21.06.2020

Oeehds Oämen urd H€rren,

üborserd€n wir lhn€n als lnitiativ3 KEIN BLOCKBAU dio gesamm3lton Bosdrwordon (26) von
d€s g€planten Bawobietas lll.4c YAul &m Kamp Asb€ck\', ds sich 96gon die goplante

im Planor€biet (WAl 1) ausspr.chsn.
hiszu eäalten Si€ hiezu in einem weileren Upload ein sdäutorndes BaglsiBchreiben.

bilten Sie, lhre Anlworlen zu dan einzelnen Beschwordgn sowohl an die Beschwerdenträger §ehst.
auch !n dla lnitiativs KEIN BLOCKBAU ru ibermiltsln.

lreundbh€n GrüB€n,

Blockbau - B€schwerd€n.pdl (bb_l 4097_k€in_blockbau_-_bsschwerden-pd0

lL luni ß?0

Bürger lD:

Slellungnahme:

14097
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Stollungnahmdn) (Stand: Z2.O6.z0,ml

Sia botädrt n: lll{ac, Ar!b.d( - A, d.m f\ar? (3. T0}AP)
Vedshreßsc*rritl: FrühzstliCs Arrshgung gEm. § 3 (f) u{d § 4 (1) BaUGB

Zoitraum: 14.6.M-2,O6.ü&

E-Mail: kein-blockbau@omx.de

r4098

Stallungnahme: Erslellt am: 21.06.2020

2Z Juni 2020

ga€hrl€ Damen und Heßsfl, hiermil üb€rsBndan wir lhnen als ErgänzunO zu d€n sban
Boschwerd€n (26) 6in erläutorndes Begleitschr€iben.

freundlidlen GrüBen,

- KeinBlodöau 2020062t.pdi (bb_t4098_b€gleitschrsiben_-
.pdr)

Adresse:-844 Weoborg



rnitiatüe KEIN EIE&EIU lM BAUGEBIET lll.4c

Liebe Nachbam (aktuelle und künflige) und Anwohner,

kozlich haben Sie einen Flyer erhalten, der in kuzen Schlagworten kritisch vor der

als Blockbau geplanten Mehrfamilienhausbebauung. (MFFü.ig.JlFl&augebiet lll.4C

-Auf dem Kamp' gewamt hat. Der Flyer hat - in sehem Grunder*gen - für positive

Resonanz, aber auch für ein geteiltes Echo gesorgt,ätie man .:-,P;13n sozialen

Medien hier in Arsbeck entnehmen konnte.

Der Flyer

Das Hauptanliegen des Flyers war es, Sb als Anwohner Übeftaupt auf diese

Planung auftnerksam zu machen und Sie damit in die Lagtuill$fi-n, sich bis

zum 22.06.2020 zu diesem Verfahren und gegen die darin geplante MFH-Bebauung

einzubringen.

Viele Anwohner wussten bis dahin gar nichts von den Plänen der Stadt, neben den

für das Gesamtbaugebiet lll.4 ,auf dem Kamp' typischen Einfamilienhäusern (EFH)

und Doppelhaushälften (DHH) auch Mehrfamilienhäuser mit leweils 6 Wohneinheiten

in einem zentral konzentrierten Block (WA 11) innerhalb des Neubaugebietes lll.4C

zu enichten und sind erst durch den Flyer auf dieses Ansinnen aufnerksam
geworden.

Viele Anwohner quittieren das Vorgehen der Stadt diskret mit Unverständnis bis

Empörung. Hätte die Stadt Wegberg tatsächlich gewollt, dass sich die Anwohner des

Baugebietes, die ja insbesondere von den Auswirkungen der Planung betroffen sind,

mit der Planung beschäffigen, dann hätte sie die Anwohner bereils zeitnah und

umfänglich in ihre vorherben Planungen einbezogen und sie hinreichend auf die

öffenfliche Auslage ihrer Planunterlagen aufnerksam gemacht. Das war hier aber

offensichtlich nicht gewünscht, weshalb der Flyer hierzu ersatzweise notwend§ war'

Kritik hat der Flyer dagegen auch erfahren, weil man ihn teilweise so verstanden hat,

dass er sich nicht gegen die MFH-Bebauung als solche, sondern gegen die künffig in

den MFH lebenden Menschen richten würde. Einige haben den Flyer sogar so

verslianden, dass die Kritik an der MFH-Bebauung nur ein vorgeschobener Vonrand

sei, um sich mit seiner Hilfe gegen den Zuzug von Menschen aus sozial schwachen

Gesellschaflsschichten in das Neubaugebiet zu ,wehren".

Aus solchen Missverständnissen kann man nur lemen. lnsbesondere, dass verkürÄ

dargestelhe lnformationen (barv. Wamungen) bei Lesem auch zu solchen

Missveßtändnissen fiihren können, die man im Vorfeld nicht ansaEweise elwartet

hatte. Grund genug hier noch einmal richtig zu stellen, dass niemand etwas gegen

einen Zuzug von Menschen aus unterschiedlichen sozialen Schichten hat.

Es geht hier elnzlg und alleln gegen dle Vornahme dor goplanton
tehrfamlllenheusirobauung im Baugebiet lll.aCl

i r:

(ElN-BLOCKBAU@8mx.de



rnitiative KErN EIEEIGEIU lM BAUGEBIET lll.4c

Warum wenden wir uns gegen die Mehrfamilienhausplanung?

Die Stedt Wegberg ,begründet' die ktitisierte MFH-Block-Planung mit einem

angeblich erheblich gestiegenen Bedarf nach ,bezahlbarem Wohnraum' im Raum

Wegberg. Auch die Politik in Wegberg hat aus dem gleichen vorgeblichen

Beweggrund ein lnteresse an der Schaffung von zusäElichem Wohnraum im Gebiet

der Stiadt Wegberg.

Erheblich gestiegener Bedarf nach Wohnraum ?

Allerdings ist bereits fraglich und zu klären, ob der angeblich erheblich gestiegene

Bedarf nach bezahlbarem Wohnraum so tatsächlich existiert, oder ob er nicht in

Wirklichkeit vor allem ein Konstrukl (ein mit scheinplausiblen Argumenten getamter

Vonrand) ist, das letztlich vor allem den lnvestoren, Baufirmen und Bauträgem der
geplanten MFH dazu dienen soll, in Zeiten des "leichten Geldas'mit der Enichtung
und Vermarktung von Wohneinheiten ,Kasse" zu machen.

Zunächst kann man dazu festhalten, dass bereits die ohnehin geplanten 60

Wohneinheiten in den EFH und DHH im Baugebi€t lll.4C einen solchen angeblich

"erheblich gestiegenen Bedarf ilberproportional abdecken w0rden. Denn alleine
hierdurch würde b€reits für rd. 200-3fi) Menschen zusätzlicher Wohnraum
geschaffen werden, was gemessen an der Einwohnerzahl von Arsbeck (rd. 2.500
Personeni) schon einem Zuwachs von rd. '10%! der örtlichen Bevölkerung entspricht.
Unter der Annahme, dass alle Clebiete der Gemeinde Wegberg bei der Verteilung
des neuen Wohnraums (zumindest einigermaßen) gleichbehandeh werden, würde
eine solche Quote voraussetzen, dass die Einwohnerzahl der Stadt Wegberg und

ihrer Ortschaften (rd. 28.500 Personen2) um rd. 2.850 Personen wachsen soll.

Bevölkerungsenhricklung im Raum Wegberg

Ein solches Wachstum 3 aber erscheint, wie die statistischen Daten über die
Bevölkerungsentwicklung im Gebiet der Gemeinde Wegberg nahelegen, absurd.
Demnach ist die Einwohneaahl über die leEten 10 Jahre betrachtet im Mittel etwa
konstant geblieben. Was die These des angeblich ,erheblich gestiegenen Bedarfs
nach bezahlbarem Wohnraum" betriffr, die die Stadt Wegberg als Argument für die
hier geplante MFH-Bebauung heranzieht, so reicht dieser Bedarf noch nicht einmal
dazu aus, bereits db (sehr dichte) EFH- und DDH-Bebauung im Plangebiet lll.4C zu
rechtfertigen.

| 2-S3a P.r5ncn nn Stlrht.t !0.(E.20l9 a.rlr. dcr ro. da.9adt Watbcr! varöltandkhtm 86röltrrunprl.rlrtl.
' 0b.r 6c 8.röltarunlsDhl d.r Garn ln& w.fbcr! libt .r olhniai ru.ßprüdrl(lla Aqrh.n. Oh St dt YVattart udn ria rurn Stcht !
30.(5.2019 mlt 29.!09 Pertoncn .u!. D.i St nßth. L.nd"!.nrt RW bcrlflan rh .üm *lban StldtaS m[ 27.700 P.rroEn. lm
unacfährco Mitt.i 1.8 dL [i.wohnarr.hl üb€r dl.lctzt. M.d. hlnw!3 b.l (r. 28.500 P"r'onan.
I Scl6 als Nctto-Wachrtum oder ladidlah alt (o,npeniatbn ainai €lnwohnarabru!! au5 dafi G(mdndagatlrt.

KEIN-EIOCKBAU@tmx.de

i2l



lnitiative KEIN EIE@g lM BAUGEBIET lll'4c

Daher ist es in einem orstEn schritt erforderlich, die stadt wegberg zu €inem Bowels

lhrer Thete in Form eines Nachweises des von ihr unterstellten Bedarfs zu

veranlassen. Hier versleht es sich von selb§t darauf abzustellen, dass dieser Beweis

in methodischer und nachweisbarer Form zu erbringen ist und nicht etwa auf

woh§esonnenen Aussagen bzw. auf diesbezüglichen,Versicherungen" von

Maklerfirmen, Baufirmen oder sonstigen Partebn beruht, die von einer mÖglichst

intensiven "Verdichtung'. 
des geplanten Neubaugebietes wirtschafllich profilieren

könnlen.

Amazon & Co.

ln dbsem Zusamrnenhang ist verschiedentlbh die Behauptung zu hören, der Zuzug

von Firmen w:E Amazon würde zu einom erheblichen Mehrbedarf an Wohnraum

fllhren, der auch durch die Gemeinde Wegberg zu decken sei.

Diese (scheinplausible) Behaupfung wirfl diverse Fragen auf.

Warum zum Beispbl soll denn eine benachbarte Gemeinde wie Wegberg' die selbst

keinerhi Gewerbesteuer fÜr die Ansiedlung von Amazon (in MG-Rheindahlen) erhält,

fOr die (mögliche) Deckung des Wohnbedarß von Amazon Mitarbeitem Sorge

tragen?

Warum {lbemimmt das nicht die dafitr zuständige Stadt Mönchengladbach, die ja

auch die Gewerbesteuer lür die Ansiedlung von Amazon vereinnahmt?

und warum soll durch die Ansiedlung von Amazon überhaupt ein Mehrbedarf an

Wohnraum entstehen?

Nach einem Bericht der Rheinischen Posls kamen d. 70€0% der Amazon Beweöer

aus dem Raum Mönchengladbach und die Übrigen rd. 20-30% aus dem näheren

umland (Viersen, Neuss, Düsseldorf, Krefeld u.a.), so dass ftir diese Personen kein

(jedenfalls kein objeldiver) Anlass fllr einen wohnortswechsel infolge ihres

1rb"iSp6e". entstanden ist. Das ist bestenfalls filr einen Teil der insg. rd. '100

spezialisierten lT-Kräfte bei Amazon denkbar, db möglicherueise aus femer

gelegenen Regbnen an den O ihres Arbeitsplatres ziehen m[lssten'

Aber für diesen etwaigen Bedarf ist - abgesehen davon, dass nicht die Gemeinde

WegbeE, sondem die stadt MÖncfiengladbach hierfür zu§tändig wäre . bereits dh

gepiante EFH- und DHH-Bebauung in Arsbeck ftr rd' 200-30O Peßonen

0berdimensioniert. Ganz zu schwe§en von der hbr eigentlich in Rede stehenden

und daräber noch weit hineusgehenden MFH-Bebauung!

'v.rdi.htont = M.rml.runi (kr.u crrlcht.lden {und vcrmetltb,rml Wohnclnh'ltcn lm PLn!'blet'
! R-P ariit'l vom 10'06 10" 

*ErN-Br-ocKBAU@tmx.de
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rnitiative KE|N EIEEIGEIS TM BAUGEBTET il1.4c

Was ist mit dem Leerstand?

Falls es der Stadt Wegberg gelingt, den Berrveis ftir ein (einigermaßen) gleichmäßig

auf alle Wegberger Ortsteile verleiltes rd. '|o%iges Bevölkerungswachstum der

Gemeinde zu eöringen, stellt sich die Frage, ob und in welchem Ausmaß ein solcher

Mehrbedarf nicht bereits durch den aktuellen Gebäudebestand im Gemeindegebiet

abgedeckt werden kann.

Hiezu, insbesondere zu den aktuellen Leestandquoten von Bestandsimmobilien im

Wegberger Gemeindegebiet, hat die Stadt Wegberg im Rahmen ihrer Planung

bislang keine Aussage getrofien.

lnsoweit isl es hier erforderlich die Stadt Wegberg dazu zu veranlassen, die

aktuollen Loorctandguoten ftir ihre einzelnen Gemeindegebiete offenzulegen (ggß.

nachweisfähig zu ermitteln), um Fesbtellungen daruber treffen zu kÖnnen, welcher

Anteil des benötigten Wohnraumbedarfs bereits durch Ankauf, Anmietung bzw.

Renovierung von Bestands- und Leerstandobjekten bekiedigt werden kann und

welcher Anteil dann noch als Eedarf filr das geplante Neubaugebiet verbleibt.

Verteilung statt Konzentration

Wenn nach Bedarßnachweis abzüglich eines Anteiles von Leerstandquoten immer

noch ein ausreichender Bedarf ftlr eine MFH-Bebauung verbleiben sollte stellt sich
die Frage, warum dieser Bedarf vorliegend in Gestalt eines ausschließlich auf den
Bausektor WA 11 konzentrierlen Wohnblocks realisiert werden soll. Warum soll sich
dieser Bedarf dann nicht gleichmäßig auf das geplanle Wohngebiet verteilen?

Gerade nach der aktuellen Planung, die eine Konzentration der MFH in nur einem

einzigen Bausektor (als "Blockbau') vorsieht, sind negative Folgeeffekte zu erwarten.
Darunter auch eine m(Sliche Stigmatisierung künfiiger Bewohner der geplanten

Mehrfamilienhäuser, die hier (anders als die MFH selbst) sehr wlllkommen sind!

Denn gerade dadurch, dass man diese Wohneinhelten, die voraussichtlich zu einem
Teil zur Vermietung stehen werden, in einem einzioen Block (WA 1'l) von inso. 24

Wohnunoseinheiten mit mehr als 35 Stellplätren konzentriert, statl sie homogen in 4

unterschiedlichen Bausektoren über das gesamte Baugebiet zu verteilen, kann

überhaupt erst das entstehen, was einQe Anwohner dem Flyer als angebliche
lntention unterstellen: nämlich eine Gleichsetzung von Gebäuden und Wohngebieten
mit ihren jeweil§en Bewohneml

Genau das gilt es aber hier zu verhindem und darum ist auf eine gleichmäßige

Verteilung der MFH - wenn und soweil an ihnen denn überhaupt ein nachweisbarer
Bedarf vorhanden sein sollte - im gesamten Baugebiet abzustellen!

l4:

xElN-EtOCKBAU@tmx.de
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Es dtirfte unstreitig, iedenfalls nicht emsthefi zu bezweifeln sein, dass die

Mietwohnungen ktinfi(, schon strukturbedingt eine hÖherc Fluktuation6 aufireisen

werden, als die zu E[entum vetmatkteten Wohneinheiten in den EFH und DHH.

Das bedeutet aber auch, dass die Bewohner und Anlieger des Baugebieles infolge

der Fluktuation k0nfrig umso mehr eine (bewusste oder unbewussle, gewollte oder

ungewollte) Unterscheidung avbchen den ,Eingesessenen' und den 
"Zugezogenen"

machen könnten, der man aus soziologischer, wie auch aus planerischer Perspektive

tunlichst nicht die ,Chance' geben sollte sie mit nur einem einzigen Wohnblock (WA
'l'l) und den dortigen Bewohnern zu assoziieren!

Der Stadt Wegberg und ihren Vertretem scheint dieser Aspekt bislang ziemlich

gleichgültig zu sein und dort scheint bislang auch niemand eine Vorstellung über den

konzeptionellen Zweck und die konkrete NuEung dieser Wohnungen zu haben.

Enh eder ,glaubf hier entweder jeder an elwas anderes oder will das schlicht "dem
Markf oberlassen. Das ist im Übrigen auch ein lndiz dafor, dass dio Planung lll.4C

überhaupt an einem Mangel an städteplanedscher Ausgewogenheit leidet.

Natürlich wäre diese Konzentration auch dazu geeignet, den Wert der daran

anliegenden, darunterauch der noch nlcht direkt von der akluellen Planung

betroffenen Grundstücke, zu reduzieren.

Verleilt man indessen die geplanlen 4 MFH auf unterschbdliche Sektoren im

gesamten Baugebiet, minimiert man diese negativen Folgeeffekte und kann sie

möglichenyeise sogar ganz vermeiden. lnsbesondere integrieft man damit aber die

künfrigen Bewohner der MFH in die Bewohnerschaft des gesamten Gebietes und

seines Umlandes, anstatt sie gerade durch ihre Konzontratlon in nur einem

Wbhnblock (WA 11) tendenziell davon auszugranzent

VerkehEbelastung im Bereich der WehEtrsße und Be§snbinder Straße

Die Konzentration des wohnraums in wA 1 1 dürfte voraussichtlich auch zu einer

überproportionalen Belastung des straßenverkehrs im Bereich der Ausfallstraße

Wehrstraße und auch der Besenbinder Straße filhren, den die Planung in

unzureichender Weise berücksichtigt.

Die Planung rechnet hier mit einem k{lnftigen Verkehrsauff<ommen von d. 550

Fahzeugen (Pl(At) pro Tag. lnnerhalb eines täglichen 16-Stunden Fensters

entspricht das der durchschnittlichen Anzahl von 34 Fahzeugen pro Stunde.

Da die wehrstraße aufgrund ihrer schmalen verengung im Einmündungsbereich nur

einspurig befahrbar ist, kÖnnte das insb. in den Hauptverkehrszeiten für die

Verkehrsteilnehmer, insb. aber auch flir die Anwohner problematisch werden.

Is)

' Waahscl vo.l Sawohna.n
KEIN-BLOCKBAU@8mx.de
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Zur Wirtschaftlichkeit der Planung

Unabhängig von dem tatsächlichen Bedarf nacfr Wohnraum in Wegberg und der
planerischen Verteilung des Wohnraumes sind zum Plangebiet auch Aussagen zu

vemehmen, dass die Einplanung von MFH und eine überhaupt sehr dk$t geplante

Bebauung des Baugebietes darum ,notwendig' seien, weil anderenfalls das

Neubauprojekt nicht mehr wirtschafilich für die Stadt Wegberg zu realbieren sei,

bzrv. weil anderenfalls die Bau- und Entwicklungskosten ftrr das Baugebht lll.4C zu

hoch seien.

Dem gegentiber könnte man nattlrlich unter Anwendung einfacher Logik einwenden,

dass man unler solchen VorausseEungen dann eben nicht bauen kann. Aber das

kann ja auch nicht im lnteresse der Bewohner und Anwohner des Baugebietes

liegen, denn dass dieses Gebiet irgendwann mit Wohnraum bebaut werden sollte,

sieht der FlächennuEungsplan so vor und steht bereits seit dem Erlass des

ursprunglichen Rahmenplans für das gesamte Baugebiet lll. 4 "auf dem Kamp' fest.

Vielmehr isl unter Annahme einer Hypothese angeblich zu hoher Kosten zu ermitteln,

welche Kosten äberhaupl ftir das Baugebiet entstehen sollen, bzw. wie und auf

welcher Grundlage die Stadt Wegberg, bar. deren Stadtentwicklungsgesellschafi

SEWG diese Kosten bislang kalkulierl hat.

Da bereits die vorangegangenen Teilbaugebiete lll.4A (offiziell nur mit lll.4
bezeichnet) und lll.4B §ogar mit eingeplanten Puffezonen und ohne MFH-Bebauung

realisiert w€rden konnten, stellt sich natürlich die Frage, warum das vorliegend bei

lll.4c nicht mehr der Fall sein soll und mit einem derart hohen Verdichtungsgrad
geplant wird?

ln diesem Zusammenhang war von qualifizierter Stelle etwa die (abenteuerliche)

These vernehmbar, die geplanlen Erschließungskosten fär lll.4C hätten sich binnen

von nur 3 Jahren von 2017 bis 2020 nahezu verdoppeltl

Selbst wenn man einmal hypothetisch annimmt, dass z.B. die aktuelle Zins- und

Geldmengenpolitik der letsten Jahre zu derartigen Preissteigerungsraten im Bau-

Beschafiungsbereich geführt hätte (was nicht der Fall ist), wäre ebenso

anzunehmen, dass diese mittels entsprechender Preissteigerungen im
lmmobilienvertrieb kompensiert, bzw. durchgereicht werden, so dass hier keine

,Budgetlöche/ für die Stadt Wegberg enBtehen würden, die man etwa durch den

Bau und AbverkaufA/ermietung von zusätzlichen Wohnungen in MFH zu schließen
versuchen könnte.

Aber schon die Annahme einer solchen Baukostensteigerung wird von den offizbllen
statistischen Daten nicht gestützt, wonach sich die Baukosten in den letzten 5 Jahren
lediglich (aber immerhin) um annähernd rd. 20% erhöht habenT.

, B.up..lrindi.ci t0. wohniEbluda ufi, Stratribau .iotchlLSlkh Umr.trnqrcr. 2O1S . 1m, «l 2Ol9: Wohnaabar,ldc (taGub.u) 115,7.

bzw. srr.ß.n- und li!.nau.bru oln lll,9l([rclL: Srrütlt h.r Sundaomt (Dcnxlrl 20201.

KEIN-B|OCKBAU@gmx.de

l6)
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Eine andere denkbare Ursache für eine vorgebliche, annähende Verdoppelung der

geplanten Baukosten könnte natodich auch darin bestehen' dass die Stadt Wegberg

bei der wahl der Ausstatfung, der Materialien und/oder möglichelweise sogar auch

der für diesen Teilbauabschnitt in Anspruch genommenen Beratungsdienstleistungen

etwas ,zu wählerisch' gewesen ist.

Man mag ein solches Vorgehen gar nictlt für möglich halten, aber da eine derartige

Kostensteigerung von qualifizierter Stelle in den Raum gestellt wurde, müssle man

für den etwaigen Fall, dass sich die Stadt Wegberg diese zur Begr{indung ihrer

Planung später noch zu eigen macht, vorsorglich die bisherige Kalkulationsgrundlage

der Planung lll.4o überprufen.

Einen entsprechenden Antrag auf Ofhnlegung der Kalkulationsgrundlagen,

gegebenenfalls gest{itzt auf das lnformationsfteiheitsgesetz (lFG) würden wir uns

hiezu vorbehalten.

Unserc Beschwerde

Zusammengefasst bezieht sich unsere bis zum 22'06.2020 einzureichende

Beschwerde gegen den Durchführungsbeschluss des Rates der Stadt Wegberg vom

28.01.2O2O auf die nachfo§enden Bestandteile der Planung:

I ) Mehrfamllienhatrsbebauung (MFH)

a. Forderung: Planänderung mit STOP und Rlicknahme der MFH-

Bebauung mit 4 MFH je 6 Wohnungen inkl. Stellplätren im

Bebauungsplan lll.4C zugunsten einer EFH- oder DHH-Bebauung

b. Ausnahrre: Beweis/l,lachwais der Afordedidtkeit der bisherigen MFH-

Bebauung durch die Stadtplanung. ln diesem Fall:

i. Forderung: Planänderung mil Auflösung der Konzentration der

MFH-Bebauung auf den Wohnabschnitt WA 1 1 und mit

homogener Vefteilung der geplanten MFH-Bebauung mit max' 4

MFH auf das 0brige Baugebiet und die äbrigen Wohnab§chnitte

(wA 1-WA 1o).

s Die Adres5e finden sie tm rnternet, https://www.o-sp.de/wePberg/plan?39550

7l

\ /ir *ürden uns sehr freuen, wenn sie sich mÖglichst zahlreich an der Beschwerde

beteiligen, um im Ergebnis eine vemünfrige, ausgewogene und für alle Betroffenen

(neue wie alte Anwohner) akzeptable Realisierung herbeizufÜhren'

Da wir aus zeitlichen Gründen nicht mehr dazu kommen werden, sie pers.

aufzusuchen, bitten wir sie, die unterzeichnete Beschwerde entweder-bls zum

22.W.2O2O selbst bei der stadt wegberg einzureichenE, oder sie einzuscannen und

uns bls zum 20.06.2020 per Email an KEIN-BLOCKBAU@gmx.de zu übersenden'

XEIN-BtOCKBAU@8mx.de



Stetlungnaf,.qn) (Stand: 22.06.20201

Sie betBchten: llfo4c, Arsbeck - Auf dem Kamp (3. Teil-BP)

Verlahrensschrin: Frühzeitiga Ausl6gun0 gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB

Zeitraum: 18.05.2020 - 2,ß-2020

H{ID
,11 844 W€gborg

St€llungnahmo: am: 21.06.2020

geehrle Damen und Heren,

0berserde ich lhnsn vorab dio angahängto Beschwards inkl. Anlagen der
JJK, 8ücfier Slraße 28 & 30, 41844 Wegberg.

frsundlichen Grüßsn.

._JJK_E inspruch inkl. AnlaOen A-F.pdf
(bb_1 4099_2020_06_2 1 _jjk_einspruch_inkl_snlagen_a-t.pdl)

Anlage 3
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{,1FrrF r4t ,-|Jr}r,

Eltlntü,nlr.em€ln$h.tl "rrx' 
. 8üch.. Str. 28 & 30. D-418{a WctbcTa Gi 'lt

Stadl Wegberg
An den Rat und sonstlge b€teili$e Oryane der Stadt Wegb€G ' 

' r,
Rathau3platz 25

D-41844 Wegbert

,,{

weSberg, den 21.06.2020

B€trifü
. den Bebauungsplan lll.4c Arsbeck, Auf dem Kamp-3. Tellb€bauungsplan
r mit Anlaten: A-F , , *r,
r ErgänzunB und Erweiterung der B€s€hwctda/Einspruch vom 12.03.2020

Ecrdlwcrdc brw. Elncpnrdr gqen

l. den Aufstellungsbesdrluss der Stadt Wegber8 (Ratl zum BebauuntsPlan vom 25.02'2019
. öffentlich b€kannt gemacht em 18.03.20f9 (tulalc Al

ll. dcn ursprünglichen Gestahungsplanentwurt der Fa. E§ser & Krin8s vom 15.10.201t
. beschlossen am 25.02.2019
. form.ll öffentlich bckannl tem.cht .m 1t.03.2019 (A r3. B]

lll. den Durchführun$b€schluss der Stadt wrtber8 (Ratl tum EebauunSsPlän vom 28.01.2020
. öffentllch bekannt gemacht em 20.04.2020 (Attht. cl

lv, die G6tahunBsplanentwürte der Fa. BKI GmbH von 07.11.2019 und 17.12.2019
. b$chlossen am 28.01.2020
. öffentllch bekannt temacht em 20.04.2020 (Anl{! Dl

w.icadkhc Gr{lndc:

1) Flhlen bzw' Mangel einer Bclründun! 8em. § 2a BauBG der Ziele, der Zwecke, der

wesefitlichen Auswlrkungen und eines Umwehb€richts (als Scsondertem EeSrtindunssleil

und clncr Umwcltprliftrq gcm. § 2 (4) S.1 BauBG ab uwingendrm Bestandt?ll clnes

Eebauun$plans nach § 2a S.2 t'1r.2 BauBG und § 2a S.3 BauBG!:u dem bereits am

25.02.2019 beschlossenen Bauleitplan.
a. 8el dem Aufstellungsbeschluss handrhe es sich nlcht ledtglich um einen s€paraten

Aufstellun$bcschluss zu einem (spätcr zu erstellcnden) Eebauunssplan lll.4c,

sondcrn bercit! um dcn Entwurf linet Bauleitplans zum etsten Eebauungsplan lll.4c.

Oenn flankierend zu und in V!ölndung mtt dem Auf3trllungsbeschluss wurde ber€its

der tonkretishrte Gest.ttun8§planentwurf vom 15.10.2018 (Anlage 8) auf den

Intemctseiten dcr Stadt Wctbcrg und der SEWG veröffentlkht, welcher der

öffentllchklit, abcr auch d€n MiBlhdem des ßats d€r Stadt Wegber8 .ls Grundlage

ihres Zustlmmungsbeschlusscs vom 26.02.2019 ein. rrine Ein- und

Zwelfamllienhäusbebauung ln dem im Aufstdlungsbeschluss bezei€hn.ten
Plan8eblet sutgerierte, wh sle zwor berelts in den Tcilplanabschnittcn lll'4A (2005)

und lll.48 (2013) fpl.nt und rcalbiert worden war. Es lst enhend der lnhahes des

vetöffcnttichten Gestahungsplan§ vom 15.10.201E .uch Sanz offenslchtlich, dass die

Urhcber der Planung und der Rat der Stadt wegberg bls zum 25.02.2019 keine

I !d- ,adrrOLrS.C.r/WC{4, 8üß 7. aüfu., t , nn.so

-



Anwohnerg"meins ch.ft JJx güchct stoße'. 4L844We$beß

Mehrfamilienhausbebauunt in dem Baugcbiet angestrebt und eine solche auch nicht

berehs Eedanklich antizipiert haben.
b. Sowcit sich der AufstellunSsbeschluss hingrgcn nicht aüf den flanki.r?nd

veröffentlichten Gestaltuntsplan vom 15.10.2018 als Bebauungsplan b€ziehen §ollte
(wes zwar unzutreffend ist, aber gleictrwohl von interessierter Seite behauptei
werden könnte) ist festzuhahen, dass gem. § 9 (7) BaUBG lnür'l det Bebouungsplon

selbst die Grenzen seines räumllchen Geltungsb€rekhs festsetzt und ein etwaiSer

.isolierter" Aufstellungsbeschluss über einen (künftig zu beschliaßenden)

BebauunBsplan hlerzu nicht imstande ist. Er vermag diesen lediglkh anrukündigrn.

Soweit also b. zutrifft, sind die Grenlen des räumlichen Geltungsbetelchs des

Teilplangebietes lll.4c nicht bereits mit dem Rätsbeschluss vom 25.02.2019, sondern

erst mit dem Ratsbeschluss vom 28.01.2020 beschlossen worden.
c. Mit Bekanntmachung vom 20.04.2020 sind lm Wege elnes so tenannten

,Durchführungsbeschlusses" über den Teilb€bauunSsplen lll.4c eine Begrtlndung

und eine Umwaltprlllung zum Bawoöaben nachgereicht worden. Soweit a. zutrifü,
ist die f{achreichung nicht geelSnet, den - hiermit 8erü$en - formalen Mangel des

Fehlens der Betdrndung und der Umweltprüfung im zeitpunkt der vedffentlichung
des Aufstellungsbeschlusses {18.03,2019} 2ü heilen und diesen zur nachträtlich€n

wirksamkeit zu bringen. Sowell b. zutrlfft, liegen 8e8ründung und Umwehprüfung
lediglich mit wirkung lit den am 20.04.2020 veröffentlichten
Durchführuntsbeschluss vom 28.01.2020 vor, dem damit kein wirksamer

Aufstellungsb*chluss rugrunde liegt. Sowohl dle Plangtenzen, als auch die

Planinhalte des Teilplangebietets lll.4c slnd, soweit b. zutrlfü, erst mlt dem

Ratsbeschluss über drn Gestaltungsplanentwutf vom 27.12.2019 am 28.01.2020

beschlossen worden und können erst nach Abschluss des Verfahrens der öffentlichen
Beteilitunt rechtskräft it werden.

Unzureithende B€kanntmachung und lrcfährun! dcr Öffcntlichtcit i. S. v. § 3 (1)S.1 BauBG

durch die na€hträdiche Ersetzung des am 25.02.2019 beschlossenen ursprüntlichen

Gestahun$planentwurfs vom 15.10.2018 mit d.n nachträSlichen Gestahung3planentwÜrfen

vom 07.11.2019 bzw. yom 17.12.2019.

Fehlen bzw. Unersichtlichkeit einer hinrekhenden 8chördcnbetcllllunt nach § 4 {1) BauBG i.

v. m. § 3 (1) s.1 BauGB insb. hlnskhtllch des Mantels an einer Aufforderung iur Außcrung

(Stellunpahmel an betroffene 8ehörden (darunter die Umweltschutzbehörde, die

Natuischutzbehörde, die örtlichen Polizei- und Feucnvehrbehörden).

4) Verspätete und damit unzureichende öfflnülchG Auslcgung infolge des Fehlens einer

auslagepflichtigenr Segründung inklusivc Umweltbericht 8em' §§ 10 (3) S.1, 10a BalJ8G' Die

vom 18.05.2020 bis 22.06.2020 öffentlich aus8el€8te gegründung inkluslve Umweltbericht

hätte b€reits im Zuge der veröffentlichunS des Aufstellungsbeschlusses vom 26.02.2019 am

18.03.2019 veröffentlicht werden müssen.

5) vereitelung einer yollstsndllcn und 3a..chtm Ahflä3un3 durch den Rat tem. §§ 2 (3), I (7)

BauBG3

a. infolge unzureichender Begründung und Bekanntmachung des Eebauungsplans und

vereitelung eines wlrksamGn 5.ttun!9b6chlu53es durch den Rat gem. § 10 (1)

BaUBG;

b. infolge ob3lrul lv.r Vorcntheltun3, und/oder Verschleierung und/oder lgnorant des

von den Familicn H iomullGtten, der SEWG und der Stadt

Wegbert (Henn Neumann und Herm Gäspers) am 09.07.2019 unterbreiteten, sowie

, vd. Jadr/Dlnb.r!../Wd& S.UOG 7. Arfi.t!, § 3 Rn.l,
, Unl., VslttlsnE d!! GeUt dlt 3.rEtlt.n Abwaaun! (Bvarwc X, !01 ff.l

3)
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der StadtplanunB (Herrn Schrodets) und dem Planungsausschuss zur (enntnis

gebrachten Ant botcs an dlc stidt wc!üctt samt lhren Ortanen zur Anbindung der

Grundstaicle (tlurstücke 39,40) an das teplante Eauvorhaben und zur partiellen

Anderung/Modifizierung des Gestaltun$plans vom 15.10.2018 (Anlat! E)'

vorlieten einet NGt tlvpllnun3 i. S. d. § I (31 EauBG'durch lrreführung der Öffentlichkeit
mittels einer vorgeschobenen Eauleitplanunt und Gestahungsplanung vom 15.10.2018

rwecks nachträtlicher Realisierunt der abweichenden, tatsächlich seltens des Rats und der

SEWG beabslchtigten Gestaltungsplanung vom 07.11.2019 bzw. 17.12.2019,

a. sowohl zum Zweck der VerfolSung völlig anderer Ziele des Bauvorhabens, nämlich

der Einplanunt von 4 Mehrtamllienhäusem mit jeweils bis zu 6 wohneinheiten und

mehr als 35 Parkplätzen (Stellplätzen),

i. deren Elnplanung ihrcIs€its erlennbar auch nicht oridnär dem {in der

Öffentlichkelt kolportierten) vorgeblichen Zi€l dimt, einen erheblichen

Bedarf nach bezahlbarem Wohnraum zu befriedigen und zusätzliche junge

Famllien mit Klndem an dln wohnort Atsbeck zu binden, sondern den

Plenungsurhebem und Planungsnutznießern erkennbar dazu dienen dürfte,

eine wirtsch.ftliche Elgenentwictlung der anliegenden Grundstücke durch

dle Famllien IIIEh selbst zu unterminieren und zu

vereiteln, um sodann diese Grundstücke zu Niedrigstpr€isen (Nicht-

Baulandpreisen) von diesen enverben und - das ist spekulativ, aber

nahelicgend - künftlg mit weiteren Mehrfamllienhäusern zuzü8lich

Parkplltren (Stellplätrenl bebauen zu können, dle ln der bislant
vorlicgcnden PlanunE noch nicht ausgewiesen werden müssen;

b. als auch zum zrf,eck dcr Verhlnderung des ursprüntlichrn Baworhabens, ohn€ dass

die Verhinderunt aus Gründen der plänerischen Ertordcdichkeit erfolgt.

Eine lti.tirrpl.nunt i. 5. d. § 1 (3) EauBG liegt auch insoweit vor, als die Stadt wegberg die

im separierten Eitentum der Eigentümertemeinschaft lrx befindlichen und an das BauS€biet

lll.4c unmfüelber ängrenzenden Flußtaickc 39 und 40 im nördlichen Ber.ich des Eaugebietes

lll.4C weder in ihre ursprüngliche Planung vom 26.03.2019, noch ln ihre modifiuierte Planung

vom 28.01.2020 einbezogen und ihre Einb€.iehunt in die Planun8 sogar vereiteh hat (siehe

6) b.).

a) . ln der Rahmenplanung für das gesamte Baugebiet aus dem Jehr 2m3 flndet sich das

später aus Gründen einer bcdotlsgerechten zeitlichen Reallsierung in drei
Teilabschnitte A, B und C aufgeteihe Plan8ebiet lll.4 zusammenhängend dargestellt:

6)

7l

'vtl. radr/0lrnbrq.r/wel8, SauAG 7. aut.8r, a r Rn.a4

E
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Hier ist eindeutig zu erkennen, dass auch die Flurstticte 39 und 40 Bestandtelle des

urspnlnglkhen Eebauungsplanes lll.4 sindl zudem verläuft lm Rahmenplan auch die
Ausfallstraße des Plangebietes lll.4c zur wehEtraße noch geradlinig, wie sie auch in

unserer Planahernatfue von 09.07.2019 vorgesehen ist und nicht abgeschrägt, wie sie

in der Planung lll.4c erscheint. ln der Tat hätte die sEwG im Vorfeld der Planung

lll.4c auch versucht, die die Flurstücke 39 und 40 reptäsentlerenden Grundstücke
von den Eigentümern (Jacobs und Jütten) zu enrerben, ist damit allerdings erfolglos
geblieben. Daraufhin hatte allerdings die SEWG ihrc erfolBlosen
Akquisitionsbemühungen niclrt zum Anlass genommen, die Unverkäuflichkeit der
Grundstücke als Faktum anzuerkennen und sich mit ihren Eitentümern dahingehend
zu verständigen, ob, dass und wle die künftige Planung lll.4c gemeinschaftlich

umgesetzt werden kann, so dass sowohl die Stadt Wegberg bzw. SEWG, als auch

Eigentümer der Flurstücke 39 und 4O die Planung lll.4c über die vom Rahmenplan

kontrahierten Grundstücke bzw. Flurstücke gemeinsom hötten koodinieten kdnnen.

Die SEWG hat es viel mehr vorgezogen, den Kontakt zu den EiSentümern

abzubrechen, deren Flußtücke 39 und 40 rahmenplanwidrtg von der Planung lll.4c
auszuschließen und darüber hinaus die diesbezütlichen Koordinierungs- und

Einigungsbcmühungen der EiBentüme8emeinschaft JJK seit dem e)-07.2020 unter
Vorwänden ru ignorieren. Offensichtlich scheint die SEWG bzw. die diese

instrumentalisierende Stadt wegberg die Auffassung zu vertreten oder vertreten zu

haben, eine planerische Realislerung des Bautebietes lll.4, bzw. des Teilbaugebietes
lll.4C lasse sich ausschließlich nur unter der Voraussetzung realisieren, dass die städt
Wegberg bzw. die SEWG Eigentümerin sämtlicher Grundstocke sein müsse, die vom

Teilbebauungsplan lll.4c kontrahiert werden. Eine solche Auffassung wäre indes

abweEig und aus keinem Rechtsgrund vertretbar. lmbsonderc dann nicht, wenn,

wie vorliegend, die Eigentümet det Flurstticke 39 und 40 ihrersehs ein lntere§se an

einer - eigenen - Entwicklun8 lhrer Grundstücke in Übereinstimmung mit den

§tädtebauliche Zielen des Rahmenplans lll.4 haben und - bezeichnender Weise - die

Stadt Wegber8 selbst diesen Rähmenplan mit der Gestaltung des - ebenso

bezeichnender weise - an ausgerechnet diese Flurstücke 39 und 40 angrenzenden
wohnabschnitt wA 11 ohne jeglichen Nachweis planerischer Erforderlichkeit i. S. d. §
1(3) 5.1 BauBG konterkariert! Mil WA 11 ist offensichtlich eine N.gedvplanunt
realisiert worden, deren offensichtliche (nicht zwingend auch alleinigel lntention es

ist, die Flurstücke 39 und 40 von dem Plangebiet lll. c zu isolieren, sie durch die

GrenrbebauunS mit einem konzentrierten Mehrfamilienhausblock von 4 x 6

wohneinheiten wirtschaftlich zu entwerten, um sie unter Einfluss solcher Methoden

zu einem später€n ZeitpunK doch noch für eigene Zwecke erwerben zu k6nnen.

Vorliegen einer reinen Gefälllgteltsplenung i. S. d, § 1(31 Bau BG hinsichtlich der in den

nachträglichen Gestaltungsplänen ausgewiesenen Mehrfamilienhäuser (MFH) mit

Staffelseechoss (SGl weil und soweit diese nicht von (ledlgllch vorgeschobenen!

städtebaulichen Gründen i. S. d. § 1 (5,5) BauBG motiviert ist, sondern diese dem
(tatsächlichen) privaten lnteresse der SEWG dlent an

a. eioer E tra$maximlcrulu der SEWG und den von ihr b€äuftragten Unternehmen

mittels VerwertunS mötlichst zahlrelcher Wohneinheiten in den betreffenden MFH

mit SG und mittels Erwerbs der an das Baugebiet angrenzenden Grundstücke;

b. einer Ertr.tsm.xlmlcrunt der lnvestoren, Eaufirmen, Bauträge, ufid sonstigen

Unternehmen, dle von einer möglichst intensiven Verdichtung des Bäugebietes lll.4C

wirtschaft lich profi tieren;
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c einer erkcnnbaren Obtruttlm der der SEW6, der StadtplenunE, dem

Planuntsausschuss, sowle dem Rat der Stadt Wegb€rt b€reits bekannt Semachten
Absicht dcr Anwohner der Bau8ebietes (m), ihre

iarveillSen an das Bautebl.t antrcnz.nd.n Grundstücke (Flurstocke 39,40, elner
späteren, nicht wertmindcmdcn .E"ncn Bab.uung :uzuftihren.

9) Oi! Antätonismen und dle Ums"tzung der Jcweils vorlbSlndrn .S.thrPhnunt und

Gcfilllltcitsd.nul! erfolgen untcr enderem:
a. mittels ein.r Attr.ktMtäts- ijnd Wcrtmlnderung dieser Grundstücke durch die

tend![!iöse, dltkorlkhc Rnplrnün! von insg. 4 MFH mit irw.lls 5 Wohnungen ]e
wohntebäude sowic mchr als 35 PKw-Stellplätzcn und Tiett.ragcn, ieweils
ausschlleBllch auf dem benachbartcn Grundstückstcil {Flurstücke 74,76'771 unlet

. Verletzunt von § 1 (5) Ziff. 9 BauBG;

b. mfüels der zunächst im weg. des Außlellungsb€schlusses unterschlatenen und

sodann im wete dcs Durchfilhrungsbcschlusscs nachgeschobcnen wlllkürlldr.n
Edröhung dcr Bqrcrzunj dcr höchsrzullsCrrn z.hl von yyohnuna.n .uf 6

wohnuqrn tc Wohngcuudc, obwohl zu den torrespondlerenden 1. und 2.

Teilbebauungsplänen des vonngcgangenen Bauabschnitts .Auf dem Kamp' (Anl.t!
F) textllche Feslsetzuntan veröffentlicht wurden und dicse einc Betrcnrung der

höchstzulässEen Zahl von Wohnungen auf hÖchrtcm 2 wohnunlcn ,c
Wohqpblndc vorgesehen haben.

c. Das ghkhe wie b. 8lh u.a. auch filr dle rulässlge Höhe der 6ebäud€ auf den

Planunteala8en. Zusätzlich werden ln d"r als -Vorantwurf' bezeichneten

Planurlundc lll.4c dic taßächlkhen Trauf-, Fi6t- und Gebäud.hÖhen der Gebäude

auf der Grundhte lhres jcwelligen Bodenabstandcs mtttels der willkürlichen Angabe

ihrer Höhen über Normalnull EßclrlclGrt und können auch mfülls einer
(umständlichenl UmrcchnunS der angegebenen Normalnullhöhen auf

Bodenäbstandshöhen nicht erminelt werden:

Datcn .ur drr Vgrd.nunt:

Dieser unüblkhe und auch ersichtlich unnöti8e Usus hat im Ertebnis zur Folge, dass

die im BauBebiet lll.4c elnruhaltendrn Mind!3t bstandsfiächcn der Bebauung
(MAF), wekhe sich u.a. aus den am Bodenabstand bemessenen Trauf-, First- und
Dachhöhen ergeben, nicht mehr ermittelbar sind und mithln von der Planung

untcrsßhl.t.n werden. Es lst allerdlngs bereits jetzt eßlchtlich, dess zumindest das

an Flurstilck 40 angrenrende, in wA 11 eingeplante MFH den tesetzlich
erforderlichen Mindestebstand zu dem Grundstück/Flurstück 40, welches, wie der

TH rH tH.Tlt G8 GßZ Gll O.ch Gr.d Bauweite

t6,50 90,50 4,00 ? ? 0,{ I so 30143' EH offln

87,m 9r.00 {,m ? ? 0,. 1 5D 301.S' EH ot{en

87,80 92,50 1,70 ? ? 0,4 112 so 30145' [H offen

E6,80 91,50 4,70 ? 0.4 112 so 30'-45' EH oflen

8s,«) 90,50 4.70 0,. rl2 5D 30'-.5' EH otfen

85,10 91,m 1,70 ? ? 0.4 r l2 so to.-al' tH offen

a7.N 91,00 ,t,00 1 ? 0.{ 1 so 30145' Elt offln

85,0O t9,00 ,1,00 ? 1 0.il 1 50 30'-a5' tH otlGn

86,00 90,0O 4,00 1 0.a I
'D

30'-45' Etl olten

85,50 t9,s0 4,OO ? ? 0,tl 1 so 30'-45' Ex oflln

92,50(NN) 7 0,4 FO s'
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Stadt wegberg und der §EwG bekannt ist, seitens der Eigentümer für eine spätare
Eigenentwicklunt vorgesehen ist, nicht einhahen kann und die €igentümer
Grundstück/Flurstück 40 insoweit obstruktiv belasten wird.
mittels einer wlllkürlichen Erhöhung der B.ukosten der insbesondere und auffälliger
weise auf gezielt diesen Grundstückteil (Flurstücke 74, 75, 77) durch die obstruktive
Bauplänunt entfallenden Baukosten (insb. der Hoch- und Tiefbaukosten ftrr die
besonderen Gebäude- Straßen- und Stellplatz-Einheiten in diesem Eereichl;
mittels der durch wlllkürliche PlanunS und wlllkürllche Bauko.ten.rhöhurg
gleichermaßen willttirllch erhöhten kilnftlg.n Erschlleßungsbelträte der Anwohner
des Baugebietes (im Besonderen der ffi) bei ihrer
späleren Anbindung an das im Baugebiet teplante Sträßennetz und der damit
veöundenen erkennbar obstruKiven Absicht der Planungsurheber, runächst elne

künftige wirtschaftliche Verwertung der Grundstücke durch die Anwohner mittels

willkürlicher KostenerhöhunB zu vereiteln, um sodann dle betreffenden 6rundstücke
zu späteren Zeitpunkten zu Niedrigstpreis€n von diesen erwerben und in künftiger
Erweiterunt des Baugebietes zum eitenen wirtschaftlichen Nutzen verwerten zu

können.

10) Unzulässi8keit des Vorhabens gem. § 30 BaUBG i.v.m, §§ 3a, 35 BaUBG

a. Gem. § 30 {1) EauBG ist im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der allein odet

temeinsam mit sonstigen beurechtlkhen Vorschriften mindestens Festsetzun8en

über (1) die Art und (2) das Maß der baulichen Nutzungen, (3) die überbaubaren

6n ndstücksflächen und (4) die öftlichen Vertehrsflächen enthält, eln Vorhaben nur

dann zulässi& wenn es diesen Festsetzungen nicht widerspricht und die Erschließung
gesichen ist. Oas ist vorlieSend nicht der Fall, weil die Planung lll.4c über das Maß

der baulichen Nutzunten u.a. infolge dar oben unter 9) c. bemängelten
VerschleierunB tatsächlicher Trauf-, First- und Gebäudehöhen der Gebäude in den

diversen Wohnabschnitten, sowie der sich u.a. daraus für die Sebauung ergebenden
Mindestabstandsflächen keine verwertbäten Angaben macht und damit den

Festsetzungen des § 30 (f) BauBG wideßpricht. Gem. § 30 (3) BauBG richtet sich die

Zulässigkeit des Vorhab€ns lll.4c in solchen Fällen nech § 34 oder § 35 BauBG. Gem.

§ 34 (11 5.1 BauBG wäre ein vorhaben wie lll.4c dann zulässi& wenn es sich nach Art
und Maß der baulichen Nutzun& d€r Bauweise und der Grundstückfläche, die

überbaut werden soll, in die Eigenart der nöheren Umgebung einfü8t. Das ab€r ist

infolge der durch lll.4c vorgesehenen MFH-Planunt im wohnabschnitt wA 11 ganz

offensichtlich nicht der Fall, welche nicht nur lediglich von der Eigenart der näheren

Umgebung in den Eauabschnitten lll.4A und lll.4B, sowie von der benachbarten

Bebauung auf der Bücher straße abweicht, sondern diese 6leradezu negativ
konterkariert. lm Übriten müssen gem. § 34 (1) S.2 BaUBG auch die Anforderungen

an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahn bleiben und därf das Ortsbild

nicht beeinträchtiBt werden, wozu in der Planung entsprechende Nachweise fehlen.

. Von dem Erfordernis des § 34 (1) S.1 BaUBG kann vorliegend von lll.4c nicht

abgevrichen werden, d€nn U ist vodietende keine der Voraussetzungen des § 34
(3a) ziff.1 a-c gegeben, 2) ist die städtebauliche Verttetbarkeit der geplanten MFH-

Bebauung vorliegend weder geteben, noch nachgewiesen und 3) ist die MFH-

Eebauung auch (und insbesonderel unter würdigunB nachbarlicher lnteressen nicht

mit den (vorgeblichen) öffentlichen Belangen vereinbar. lm talle der Zulässitkeit

einer solchen Abweichung müssten auch nicht lediSlich einzelne, sondern alle
Voraussetzungen des § 34 (3al BauBG erfüllt sein. Weder das eine, noch das andere

ist hier der Fall.

d.
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b. Gemäß § 34 (4) Ziff. 3 BauBG kann (btw. tonnte) die Gerncinde (hier der Rat der

stadt wegb€rgl durch Satzunt elnzelne Außenbereichsflächen (hier di€ bislang

unbebauten Flurstticke 39 und 40) ln di" im Zusammenhant bebauten Ortstcile

einbezlehen, vvenn dle elnbetogenen Flächen (39 und 40) durch dle baullche

Nutzung des antrenzenden Bcreichs entsprechcnd geprä81 slnd. Das ist hier der Fall

und ist l. Ü. auch bereits durch den Rahmenplan lll 4 aus 2003 so antiziplert worden.

Das wurde mötlicherweise vereitelt, lndem die SEWG und die Stadtplanung wetberg
dem Rat der Stadt WegberB den Planvorschlat der rJK rur lntegr.tion der Fluntücke

39 und 40 inhahlich vorenthahcn und mit einer AblehnuntsrmpfrhluttS beschieden

hat. Gem. § 34 (4) S.2 BauBG können (b:w. konnten) beide S.rzungen miteinander
verbunden werden. Auch in die§em Zusemmenhang haben die SEWG und die

Stadtplanung Wegberg der ,J( unrlchtiSe und irreführende lnformationen
obermlttelt, denn sie haben behauptet, dass die Stadt Wegbert in dem Fall, dass ihre

Gremlen den Planvorschlat det rJK annähmen, dle tesamte Planung des Baugebietes

lll.4c emeuern und das gesamte Planverfahren wieder tanz von vorne beginnen

müsse. Tatsächlich aber hätten dle Satzsnten lll.4c und 39/40 gem. § 34 (4) s'2

BauBG im laufenden Planverfahren zeitnah miteinander verbunden werden können,

ohne die Gesamtplanung von Neuem beginnen zu müssen. Es lie8en auch keine

Anhaltspunkte dafür vor, dass cinc Satzung zu 39/tlo die voräussetzunten des § 34
(5) Ziff. 1-3 Bau86 nichl erfülh bzw. nicht erfüllt hätte.

111 Die hier vorliegende Beschwende, bzw. der Einspruch der JJK Segen den Bebauun$plan lll.4C

ist dem Rat der stadt wetbert und den sonstit"n an der Planung beteiligten Organen der

Stadt Wegb€rg bereits am 12.03.2020, mithln vor der offiziellen Öffentlichen

Bekanntmachung des Durchführungsbcschlusses vom 28.01.2020 am 20.81.2020 und vor

seiner öffentlichen Auilegung zwischen dem 18.05.2020 und 22.06.2020 zuSe8anBen. Dies

dlente u.a. dazu, den Rat von den daversen kritischen Elementen der b€reits vor dem

12.03.2020 im lnternet zugänglichen PlänunB lll.4C möSlichsr frühzehiS in Kenntnis zu setzen,

ihn von einet Seplanten öffentlichen Auslagung rechtswidrigcr, .kontäminierter"
Planunterlaten möSlichst abruhalten und ihn zur (möglichst frühzeitiSenl) inhaltlichen

Befassung mit der Beschwerde - insb. im Rahmen seiner ftr den 19.05.2020 geplanten

RatssitzunS - anzuhahen oie Beschwerde vom 12.03.2020 hätte vom Rat der Stadt wegberg
bereits ab dem 12.03.2020 und 3pät€stens bis zum 19.05.2020 inhahlich bearbeitet rYerden

können. Dies geschah indes nicht und wurd€ im ÜbriSen auch durch zwei Ereitnisse leitens
städtischer Organe aktiv vereitelt. Zum einen durch den Büryermeister der Stadt Wegberg,

indem er am 20.04.2020 (in Kenntnis der Beschwerde vom 12.03.20201 den Beginn der

öffentlichen AusletunB bereits am 1E.05.2020 (einen Tag vor der teplanten
Planausschusssitzung) festlegtr und damit das tendenziöse Ergebnis b€wirkte, dass ein€

inhaltliche Befassung mit der Beschwerde lm Rahmen der Ausschusssitzung vom 19.05.2020

und mit ihr die Möglichkeit einer Rücknahme der Planung lll.4C durch den Rat keinen Einfluss

mehr auf die vom Bürgermeister bereits einen Ta8 vorher, nämlich am 18.05.2020,

beschlossene Veröftentllchunt der Planunterlagen lll.4C würde haben können. Zum anderen

durch den Vorsitzenden des Planungsausschusses, der d€n Ausschussmttglledern am

19.05.2020 empfahl, den Ant6& bew. di€ Seschw.rae der rJX vom 12.03.2020 temporär
abzulehnen, um sie (wie er im wege einer kurzen einlettenden Erläuterunt seiner

Ablehnuntsempfehlunt aulführte) erst später, lm Wege der öffentlichen Auslegung vom

18.05.2020 bis 22.06.2020 durch den Planuntsäusschuss bearbelten zu lassen. Es handelte

sich demnach nlcht um eine Ablehnunt der Beschwerde, sondem um elne zeitliche
verschiebunt der Befassung mh dcn lnhalten dieser Beschwerde aut elnen rpäteren
Zeitpunkt nach der öffentlichen Ausletung der Planunterlagen lll.4Cl Diese Irläuterunt indes

enthält die am 10.06.2020 von der Stadt We8berg im Auftrag des B{lrgermelsters an die rJK

(bereichnenderweise auch nur per E-Maill übermittelte Nachricht über das Resuhat der
Ausschutzsitzung am 19.05.2020 über die Beschwerde der ,J( nicht. Denn darin wird

-
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unrichtiger Welse insinubn. dass der Planungsausschuss die Beschwerde dar JJK am

lg.O5.2O2O zurückgewiesen (nkht etwa die Entscheidung darüb.r zeitlich verschoben) habe.

Unabhängig davon ist dervorsitzende dcs Planunssausschusses wohl unrichtlsetrveise davon

ausgrgangcn, dass der Planungsausschuss am 19.05.2020 aus rechtlkhen Gründen da2u

ermächtitt tewesen sei, die Beschwerde bzw' den Einspruch vom 12.03'2020 ab:ulehnen,

weil diese (nach seiner Auffassung) womÖtlich erst im Zeitraum der öffentlichen AusleBUnt

vom 18.05.2020 bis 22,05.2020 hätte eintereicht und/oder vom Planungsausschuss

bearbeitet werden können bzw. dürfen. Eine solche (etwaiSe) Einschätzung Seht fehl, denn

die Öffentlichkeit hätte vorliegend tem. § 3 (11 BauBG möqlichst frühzeitix über u ä die

voraussichtlichen Auswirkungen der Plänung lll.4C unterrichtet werden müssen. Die

Unterrichtunt war nicht auf dic Z.it nach der Veröffentlichunt der für den Bilrgermeister, f0r

den vorsitrenden des Planungsausschusses und euch füt die Mitgli€der des

Planungsausschusses und des Rates der Sta& Wegberg erkennbar kritischen Planunterlagen

lll.4C vcrschi.bbar, sondem deren veröffenllichung in dem vorlieS€nden kritlschen Zustand

hätte vorsorylich vermieden werden mÜssen. Eine Unterrichtun8 der Öffentlichkeit wäre

diesefl Personen durch die rechtueltite inhaltlkhe Befassun8 des Planausschusses mit der

Beschwerde zwischen dem 12.03.2020 und dem 19.05.2020 mö8lich und auch zumutbar

gewesen. sie hätte sodann die Öffentllche Auslegung der Planunterlagen zunächst verhindern

und ihrem Vorfeld eine rechtskonforme AnpassunB und verötfentlichung des

Eebauuntsplans lll.4C bewirken kÖnnen. lndes sind dem, trotz vorsortlicher Warnunt durch

das Schreiben der JrK vom 13.05.2020, rfleder der Bürgermeistar, noch der Vorsitzende, no€h

die Mh3lieder des Planungsausschusses, noch der Rat der Stadt wegb€rg nachgekommen.

Die Beschwcrde, biw. der €inspruch vom 12.03.2020 ist auch nicht vollständig auf den

lntcmrtseiten des Bürgerinformationssystems der Stadt wegberB veröffentlicht worden.

Dem dort veröffentllchen 8$chwerdeschreiben fehlen sämtliche zugehörite Anlagen

(Vorlage - VO/0093/20), worin in3besondere die von JJK am 09.07.2019 unterbreitete

Planungsalternatlve (Anl.te E) enthalten war' Entsprechend ist anzunehmen, dass diese

Anlaten, inkl. Planungsahernative sowohl der Öffentlichkeit als auch den Mittliedern des

Planungsausschusses und des ßates der stadt wetber8 vorcnthalten wurden. Eingereicht

wurden diese Unterlagen im Übrigen persönlich belm Büro des Bürgermeisters, welches die

Eingabe vom 12.03.2020 inkl. lhrer ln§gesamt 6 Anlagen (A-F) seitenBenau qultthne.

12) weltere hdikatoren sind insb€sondere und ohne Anspruch auf Vollständitkeit:
ä. Fehlen det moßvotten lntcgrotion zu den bereits existierenden und gewachsenen

strukturen, wie sie noch in den vorangegangenen Eauabschnitten "Auf dem (amp l'

und 11.", beachtet worden ist.

b. Fehlende Einplanunt elner hinreichenden Pulferzone (Sotiol- und Schutzobstond)

insbesondere zu der B6tandsbebauung auf der an das Baugebiet angrenzenden

Sritc der Bücher Straße, als auch zu den betroffen€n Grundstücken der Familien

wie sie in den voranBegangenen Bauabschnitten ,Auf dem

Kamp l. und 11.", ieweils beachtet worden ist;

Abwelchun8 vor. det ottsüblichen Bebouung innerhalb der BauS€biete "Auf 
dem

Kamp l. und 11.", in welchen für die Bereiche der Neubebauung nur Elnfamilienhäuser

und Doppelhaushälften mit maximal2 wohneinheiten erlaubt sind;

Mittelfristige Wertmindcrung der übrigen benachbarten Grundstücke und

Einfamilienhäuser und unverhähnismäßiger Eingriff in die soziale Stabilität der

Sozialstruktur des wohntebietes (§ 1(5) Ziff'3 BauBG) durch potenzielle

Brennpunl(eneugunS im Berekh und im Umfeld der Seplanten

4 Mehrfamilienblöcker;

ryqr wlkhar afladtntr dh planlrn§urhlbcr und n.nungtnsunhßrr $rlrah.hlltfi vor.u$lchtlldr nldll nelatÜ batrofrafl r.h w.rd.n,

wcit !! dhj€m zatpu;h dE ru lrr.uftr.8ende rrtdtt!.h? ProichatwktL.in SEWG clnln Großtlll der bltrotf!fl"n 6.ündrtücL lür di.



AnwohnerBemelnscheft JrK Skhet st?F€-' 41844 wegberg

e. Aufnahme eines am 2E.01.201O von der einSebrachten und vom Rat beschlossenen

Antrates auf vonehite Paraelllerung elnzelner Grundstücke lnnerhalb des

Baugebletes, bet gteichz.ltlger wlllkürlkher Nlchtoulnohme des von den Famllien

flFder SEWG (Hrrrn Neumann, Herm Gasp"rs am 09.07.2019)

und der Stadt wegberg (Herrn Gasp€rs .m 09.07.2019) der Stadtplanung (Herrn

Schröders.m 26.11.20191 und dem Fachausschuss (am 26.11.2019) unterbreiteten
Antrages und Angebotes auf Pärlellicrung und UmPlanunt Yon Grundstücken im

Bereich der Flurstücke 39, 40 und 152 (AnlUe E);

f. S€lektive und atypische Bek.nntgabc und Vers€hleierung planungsrelevanter

lnformatlonen mit dem mötlichen Zwlschenziel, die bisherige Planunt in der
(opportunen) Status des vereinfachten Verfahrens übenuleiten;

g. Kolportage angeblicher aberwitzlSer l(ostenstelSerunten im Bereich det
Tiefbaukosten, Hochbaukosten und Erschließungskosten für das Eaugebiet;

h. Auffällige zeitliche und sachliche (oinzidenz zwischen dem Antra&/Angebot der

Femilien Jacobs, Jütten und Khan an die Stadt WeBberg und der Anderung von Zielen

und Motiven, sowie geschlüssen im Zulammenhant mit der Planunt im Bauabschnitt

lll{c..
i. Es ist ungeklärt, wie ein Gemeindeteilwie Arsbeck mit dem Zuzut einer solch großen

Anzrhl von Menschen und damit auch Kindern, wie sie durch die stsrt verdichtete

Planung lll.4c antizipiert wird, umgehen soll und kann. Die Beschulung in der

Grundschule Anbect und die damit einhergehende mangelnde lnfrastruktur ist

heute bereits dafür nicht ausreichend. Die Kinder werden bel Überhang nach

Wlldenrath ven riesen urd dort beschult. Dies hat enorme Folgen für dle strukturelle
Bindung der Kinder an den Heimatort, führt ru logi§tischen Problemen für die Ehern

und trennt auch die sonst li€b tewonnenen sozialen VerbindunBen.
Der zustand der Sport und Turnhallen in Arsbeck und Umgebung ist mangelhaft. 8ei

noch mehr schülern, ohne sanierun8, wird der Zustand nicht besser und es besteht
die wclterhin erhöhte Ger.hr, dess die Schüler keinen oder keinen geeigneten

Sportunterricht erhalten. ln wieweit sich diese Planauswlrkung mlt dem Schulgesetz

deckt [NRw Schulc §2 Abs. 8 ( 8. Freud. an der Bewetunt und am Scmein3amen
Sport ru entwickeln, sich gesund zu emähren und gesund ru leben)l bleibt fraglich.

k. oer (län8st überfällige) Kindergarten in Arsbeck dient lediglich zum Schließen det
berelts vorhandenen MantelversorBung. Die hohe Anzahl an neuen Bürgern und
Kindern würde wiederrum nicht durch den neuen KiGa gedeckt werden können.

NeuG Bürger stehen vom Start ao mit dem Problem der Eetreuung allein. Oat hat
bereits mit den Abschnitten lll.4A und lll.4B nicht funktionien.

l. Die Seplante hohe verdichtung führl zu einer hohen Flächenversiegelung. ln
besonderem Maße durch die Errichtung von Wohnanla8en mit über 30 Parkplälzen.

Dies fühn zu Hitzestaus und mantelnder Wässerabfuhr, Entwässerung und

natürlicher Versickerung. Die hohe versieSelung wird sich zudem nachteilig auf die

ohnehin ber€its angespannte Grundwassersituation auswirken, da durch die
mangelnde Versickerunt kein neues Wasser nachsickern kann.

m. Die geplante hohe Verdichtung führt zur masslven Zunahme an verlehrs- und
[ärmbelastungen, Die entsprechende hohe Anzahl an zusätzlichen Fahrzeugen wird
an der Heid€rstraße, wehrstraße und Büchersträße absehbar zu einem noch

höheren verkehrsaufkommen mit erhöhtem Risiko für Raserea, Gefährdunt der
Anwohner und Kinder führen. Die örtliche lnfrastruktur ist nicht für eine derartite
Belästunt ausgelegt. Für die Anwohn€r entstehen hierdurch u.a. erhebliche
Einschränkungen und Gefährdungen.

hct (,[.,lcn €lnf.riilianhlurar und DopFih.usfiatftan b..rh! .urL|rimlkh .n Aauut r odrr unmlttclb.. .n Eod.rwlrbcr v.rauß.rt
h.!a dortc. Oi.lan wo.dc d.nn lhr.rslltr cin rorohl durch dia bcraits bclrn G,undnüGtjlrwlrb .intcp.rlI.n üiotnen
Err.h[cttlnt toncn .h .wh durch a|na ap&6a Wrnrlrltuhruna lrdui.rtar schadrn .nt$.hcn.

E
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n. Anwohnem des Saugebl€tes lll.4 wurde übcr Jahnchnte und auch bis 2019 immer
glaubhaft versichert, dass es ausschließlkh zu einer EFH, in Ausnahmeftillen zu einer

DHH Bebauung kommen würde. Auch dielenlgen, die kun zuvor noch ein Gruodstück
gekauft hatten, oder eigene Grundstücke an die St.dt wrgb.E bzur. an dic StwG
zwecks Rcallsierunt des Bauvorhab€ns lll.4c vct&auft hatten, wurden 50 in eine

trtigerlsche Slcherh.h Srlockt. Dle An der in lll.4c (WA 111 Seplanten Bebauung ist

für das wohnt.bi.t entsp.icht nlcht det Eigenart der näheren Um8"bun8, insb. nicht

dem was durch dle blsherlSen Planungen in llt.4A und lll'48 aufBemtcht $rurde und

worauf sich elh Anwohnct des Baugebletes lll.4 elnstrllen konnten/durften.

Wcltcr. Erlllncrult3cn

wir sehen einstweilen noch von ausfilhrlichcren Erläuterungrn Ginzalncr der oben aufu"führten
wesentlichen Gründe, wie von der Aufführung weherer Gründe ab und behahen uns das für den fall
konkreter rechtlkher Auseinandersetzungen mit den iewells Beteiligten vor. Allerdings welsen wir
vorsorglkh dar.uf hin, dass die bisherigen Handlungen und Untcrlässungen elnzelner Betelligter in

dieser Angeletenheit neb€n v.rwaltunSsrechtlichen Tatbeständen auch dh Bewirkung von priwt-
und stralrechttich relevsntcn Tatbeständen erkennen lassen. Das gilt insbesondere auch für solche

Handlungen und Untrrlassungen, die elnz.lne Beteiligte möglichetweise in Unkenntnis der ieweiliSen
Rcchtslate und/oder uoter dem vetmelntllchen ,Schutz' nicht-Öffentlicher Sitzungen, lm Venrauen

auf gewisse Versicherungen oder Händlun8en anderer B€teiliSter und/odcr unt?r enderen

vorauss€tzungen bewirkt haben und Sleichwohl hierfür rur Haftung bzw. zur verantwortung terogen
werden könnten.

Wir sind an solchan rechtlkhen Auseinandcrsetzunsen nicht orlglnär interessi€rt. wir hab€n auch

kcin lntcresse am Nichllustandctommen des 3. TellbebauunS§plans {lll.4cl, soweit er sich in den

Grenren der i€weih für den l.und 2. Teilbebäuungsplan bestimmten f"sts€tlunten (Anl.ß Fl häh.

Unser lnteresse bezieht slch lnsbesondere auf die Unterlassung dcr am 28.01.2020 bcschlos§enen

Planunt und Errichtung von Mehrfamilienhäusern mit j.weils > 2 wohneinhcit.n und ParkPlätzen

(Slellpfätzenli, dem on unsere arundst\cke unniltelbor odq miftelbor ongtcnzenden feil des

Bdugebtetes (Flurstücke 74t 76,77,152) und äuf db Berücksichtigung und das zustandekommen

elner einvemehmlkhen Elnlgung über unseren Antrat / Antebot an dic Stsdt wegberg und ihre

OrBane (Anhlr El, wozu nur eine geringfüEiga Anderung des Vedaufs der in beiden bisheri8en

Gestaltungsplänen geplanten Ausfellstr.ßc zur Wehrstraße in Höhe der Wehrstraße (Flurstück 152)

gehört, wie sie auch im Rahmenplan lll.4 aus 2003 voGesehen isl.

Vorbchaltlich bzw. bis zum Vorlieten einer solchen einvernehmlichen Einigung werden wir den

vorli€Scnden Einspruch aulrechterhahen und behalten uns vor, diesen bedarfsweise zu

konkretisicren.

Mit freundlichen GrüBen

-
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Auszug - Bebauungsplan III-4C, Arsbeck - Auf dem Kamp, 3.
Tellbebauungsplan - Aufstellungsbeschluss

SlEun!! Örftntlldrcy'nlcfitÖfientlkclt SiEung dca Rltcr dct Stadt Wcabcrg

roP: ö e.r.2 lt§ffil$",g"unr,
Gramlun: Rlt dcr Stadt wcabcrg lrdtluaalrt! ungrändert b€sdrlosscn B€§dlluss

Ortum: Di,26.02.2019 St ü!.r öffentlkfiy'nlcfitÜfllntlldr

lGlt! 18130 - 19:26 Anht.; Planmä8bc Slt:ung

R.um! Sttzungssaal

Ort: Rathaus

Vo.l.g[! vO/0004/19 BcbruungspLn Ill-4C, AEb.ct - Auf dem (!mp, 3'
Tellbabauungsplrn
- Aufst"llurlgsbcsdrluss

Strtur: öfilntJldr YorltgG^rt Empilhlungsvorltgc

Ya.tarra': Srrocdcrs,Frlrdel
Fcd.rtoltttltd:Plrncn,Baucn,wohnrn lortteltrr/- Sdrrocdcrs,Frled€l

Abstimmungsargebnls: einstimmig

Beschlurs:
Der Rat der Stadt b€schließt, die Aufstellung des Bebauungsplanos lll-4c, Arsbeck - Auf d€m Kamp,
3. Teilbebauungsplan.

Das Plangebiet liegt innerhalb der Ortslage Arsbeck und befindet sicfi innerhalb des
Blockinnenbereicfies zrvisc-hen Heuchter Staße, Bücher Straßa und Wehrstraße. Der genaue
Vedauf des Gelfungsbereiches des Bebauungsdanes ist aus dem beigefügten Kartenausschnitt zu
entnehmen.

Städtebaulicfie Zielsetzung ist es, dle planungsrechtlictren VorausseEungen für eine
Wohnbauentwid<lung innerhalb des Plangebietes zu schafien.

Oer Bürgermeistor wird beauftragl, diesen Bescfilus§ öffBn$ich bekannt zu macfisn.

Grundlage für diesen Beschluss sind die §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung fijr das Land Nordrhein-
Westhlen in der Fassung der Bekanntnacfrung vom 14.07.1994 (GV.NRW S. 666 / SGV NRW
2O23), in Veöindung mil § 2 des Baug6s€tsbucfi€s (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634). Beide Rechtsvorscfirifien golten in cter dezeit güttigen Fassung.

- onltne-Verslon dl6*€ite: http;//raBlnfülfegberg.delbltoo2o...FrToLFDNR= 1775t ''aa

hnp!://rrtsinb.vrr€üo.!.ddti/b(,20.lsp?TOLFDtIR=1 7757 1t1



Bekanntmachung der Stadt Wegberg
Bebauungsplan lll-4c, Arcbeck - Auf dem Kamp,

3. TeilbsbauungsPlan

a) Aufstellungsbeschluss
b) Bekanntnachungsanordnung

zu a) Der Rat der Stadt Wogberg hat in seiner Sitzung am 26.02.2019 den
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungeplan lll4c, AGbock - Auf dem Kamp,
3. Teilbebauungsplen gefßst.

' Städtebaulkhe Zielsetrung ist es, die planungsrechtlkfien VoraueseEungen
für einen WohnbauentMd<lung lnn€rhalb des Plangebtstes zu schafian.

Der Bebauungsplan soll Art und Maß der
Obetbaubaren Grutdstücksflächen und die
enthalten.

baulichen Nutrung, d'te

örüicfien Verkeh6fiäcfien

Das Plangebiet des Bebauungsplanes liegt innerhalb der Ortslage Arsbeck
und befindet sich innerhalb des Blockinnenbereiches andschen Heuchter
Straße, B0cher Straßs und Wehßtraß€.
Die genau€ Abgrenzung dss C*bbtes iet aus dem bebetügten
Kartenausschnitt erskhtlich.

Grundlage f0r diesen Beschluss ist der § 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in
der Fassung der Bekanntrnachung vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 3634)
in der zum Zeisunkl des Aufstellungsbeschlusse§ gü[igen Fassung in

Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung (GO) fOr das Land
Nordrhein-Wegtfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV. NRW 3.666 / SGV, NRW 2023), in der zum Zei$unkt des

Aufstellungsbeschlusses gült§en Fassung.



zu b)
Ba*anntmachungtrlnold nung

1. Der vom Rat der Stadl Wcgboq 8m 28.02.2019 gefasste B€scfiluas zur
eufrbllung der Bcbauunglplanr lll-dC, Arsbcck - Auf d.m Kamp' 3'
Teilbebauungcpbn wlrd hhrmlt a)frcntllcfi bekannt gemacht.

2. Na.fi § 7 Ab3. I Satz 1 GO kann eine Verletzung von Verfahrenr oder
Fotmrroßcrtrmon der GO beim Zurtandd<onrmen dies€! Besdllulra nach

Ableuf eina Jahrse solt diolcr B.l€nntnedrung nicht mehr gsltend g€macht

vverden, es lol denn,

6) eine vorgeacfiriebeno G€nchmlgunS Hllt oder ein voryeecfidebenea
Anzcigrycrfahtü Yflrdc nhht durdtggfithrt,

b) der Besc.hluss ist nbtrt otdnun$gprnäß öficnüich bckenntscmacht
worden,

c) der Borgermehbr hal den Retrbeldlluss vodrer bcsnltslrdct odsr
di der Form- oder Verhhrsnrmangcl i8t gogcn0bor dcr Stadt lYeObere

vuh€r grerogt und dsbci dL wrlctrtc RechtgrroGchdf, und dlG Tat!8ch€
b€zek$net u,orden, die tten Maqel ergbt.

Wegbery, den 18.03.2019
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Bsbüuttspbn lll4C
Allbed( -Al,fdem Kamp, 3. TClbebaumgoplan

M.:1 :2.5fi)

Ai,llrrl.lt F..äbcltlc,l X,t
S.lro.dcrr / lt?*cl3

J.ruJ 2019l-1 Geltungsbereich
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9achverhelt:
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitsung am 26,02,2019 den AufslellungsbBcfiluss
zum Bebauungsplan lll.4C, Aßbock - Auf dem Kamp, 3. Teilbebauungsplan
beschlßsen. ZielseEung ist es, di€ planungsrechtlichen Voraussetzungen zur
weiteren Entwicklung des Neubaubereiches Äuf dem Kamp' in Arsbed< zu schaffen.

Zuletzt hat der Außichtsrat der SEWG llber einen städtebaulichen Enhflurf (3bhe
Anlage 1) am 28.11 .2019 beraten und hierbei Anderungen im Beeich der geplanten

Spielplaffiäche beschlossen. Es wurde vereinbart, dass die 0berarbeitete Planung
dem Fachausschuss nochmals vorgelegt werden soll. Zwischenzeitlich wurde der
seinezeitige Entwurf durch da3 beaultragte B0ro geändert (siehe Anlage 2).

Die Verwaltung beabsicttigt, auf Grundlage der modifizierten Planung das
Bebauungsplanverfahl€n durchzufllhren.

Beachlu.!vorrchl.g:
Der Aussch$s ltir Wohnen, Bauen und Veryabe beaufuagt db Verwaltung, auf der
Grundlage des in der Anlage 2 be§efrgten städtebaulichen Entwudes, das
Bebauungsplanverlahren durchzultlhrcn.

Korton und Flnanzlerung:
Durch diesen Beschluss entstehen keine Kosten.

Altemaüven:
Keine Vorschläge der Vemaltung.

Anlago/n:
'l . Städtebaulicher Entwurf vom 07 .11.2019
2. Städtebaulicher Entwurf vom 17 '12.2019

Vodage der
V€rwaltung

FacfiberBicfi: I D8tum:

Planen, Bauen, Wohnen I 09.01.2020
G€mmigutlg8vaflnak

Dsürn: I 3.01 .2020

Bü!6flrl&

Gez. Stock

TegEsodnunCsoud(
1.9

8sz€ichnung der Vorlage:

Beba u un gspla nverfah ren ll l-,{C
Ansbeck - Auf dem Kamp, 3.
Teilbebauungsplan
- Verfahrensstand

Vorlage-Nr:
vo/o008/20

Zu beraten rm:

ffirwohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe (WBUV)
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Sachvertralt:
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitrung am 26.02.2019 den Aufstellungsbeschluss
zum Bebauungsplan lll4C, Arsbeck - Auf dem Kamp, 3. Teilbebauungsphn
beschlossen. ZielseEung ist es, db planungsrechüichen Voraussetsungen zur
weiteren Entwk*lung des Neubaubereiches Jquf dem Kamp' in Arsbeck zu schaffen.

Zuletä hat der Außichtsrat der SEWG 0ber einen städtebaulichen Entwurf (siehe
Anlage 1) am 28.11 .2O19 beraten und hierbei Anderungen im Bereich der geplanten
Spielplatrfllche beschlossen. Es wurde vereinbart, dass die Oberaöeiteta Planung
dem Fachausschuss nochmals vorgelegt werden soll. Zwbchenzeiüich wurde der
seinerzeitige Entwurf durch das beauftragte B0ro geändort (siehe Anlage 2).

Die Verualfung beabsichtigt, auf Grundlage der modifizierten Planung das
Bebauungsplanverfahren durchzuftihren.

Bo.chlu3svo'lchlag:
Der Ausschuss fflr Wohnen, Bauen und Veqabe beauffragt die Vemaltung, auf der
Grundlage des in der Anlags 2 be[efflgten städtebaulichen Entwurfus, das
Bebauungsplanverfahren durchzulthrcn.

Kocten und Flnanzlerung:
Durch di€sen Beschluss enbtehen keine Kosten.

Altematlven:
Keine Vorcchläge der Vemaltung.

Anlageln:
1 . Städtsbaulicher Entwurf vom 07.11.2019
2. Städtebaulk*rerEntt urf vom 17.12.20'i,9

Vodags der
Vorwaltung

Fachbereicfi: I Datum'

Planen. Bauen. Wohnen I 09.01.2020
Genehmigungsw,merk

Dalum: 13.01.2020

EErgemaist3r:

Gez. Stock

TagosordnungspunK

1.9
Bezsichnung der voriage:

Bebauungsplanverfahren lll.,{C
Arsbeck - Auf dem Kamp, 3.
Teilbebauungsplan
- Verfahrensstand

Vorlage-Nr:
vo/0008t20

Zu b€raten im:

Ö 28.0'1.2020 Ausschuss ftir Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe (WBUV)



Gez. Schroeders

Gez. Heilwagen

Gez. Thies

FB 301

FB 301

Techn. Beig.
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Auszug - Bebauungsplanverfahren III-4C Arsbeck - Auf dem Kamp, 3.
Teilbebauungsplan - Verfahrensstand

ÖFentliche/nlchtötrentllch€ shrung des Aurschusscs fiir wohn n, Bauen, UmwelttlEuto!

IlOt3
craanlltrtlr

Oairtt!
z.lc,
nauln:
Ort:
Vo .fr:

lltrü,rr
v.it 

''G.: 
Schroedcrs, Frtedcl

Frdarr0hLnd: Planen, Bauen, Wohnen

und vErg.le
ö r.9
AE3ch{rss filr Wolrmn,
8.uc(r, t,Ilrvrelt und Vlrlrbc
(wDt v)
Dt,28.01.2020
18:30 - 19:m
siEmg;s.at
Raüaus

vO/oOOa/2o Babäuungspllnvrd.hEn III<C Arsbcck - Auf dcm Krmp, 3.
Tellbeb.uungsplan
- verfahrenssta nd

öfi?ntlldr

WorFrotokoll
Abstlmmungsergebnis
B€sdrluss

l-d u'.art gctttd"rt bcsdtlossro

5t ür'! ölirnüHr/nldrtÜfilntlldt
AnL'.: pLnmaltgc SlEung

vq{.flc^re Etts.irlduttrstodagc

f.rtaltar/- Sdrroadlls,Frlcdcl
lnl

Ratsfrau Otten spricfit sicfi fiir die CDu-Frahion fir die Variante Anlage 2 aus.

Herr Dr. Amdt favorisiert für seine Fraldion Bündnis 90/Die Grünen die \4e.ianto Anlage 1 . Er weist
darauf hin, dass es filr ein solcfi großes Wohrgebiet ein Zentum geben müsse, wo man sich
erholen, trefian und feiem könne. Zudem wär€ di€ Fläche aus Klimagosictrt8punkten zu begrüßen.

Rabhen Nießon spricfit sich ebonfalls, fiir dis Variante Anlage 1 aus. Da auch
Mehrgescfioesrchnungsbau vorgesehen soi, halte 6r di€ Freifiäche für erfordodlcfi. Man solle zu€rst
einmal die Fläcfie vofialten um oinon Trefrunkt ftr die Nacfibarschafl zu ermöglichen. Sollte sich
iedoch zoigen, dass dieses Angobot nicht angenommen worde, könne man immer noch eine
Tei]lläche wioder zu Bauland umwand€ln.

Ratshen Bonitr teilt für die SPD-Fraktion mit, dass der Variante Anlage 1 zugestimmt \r,erd6. Er bittot
noch um Prüfung, ob die vorgesahenen ParkpläEe entlang des Spielplatres tatsächlich dort nötig
sind.

H€n von den Drbsch \ron der Fraküon Aktiv für Wegbe€ favorisiert die \lariante Anlage 2.

Abschließ€nd stellt Ratsfrau Otten den Anfeg, dlo Fläche bcrdt! ,otzt zu pazolllemn und zu
vetlnoatcn.

Der Aus$ussvorsitrendo stellt fust, dass Einigkeit darüber b€steh6, den Boscfilussvorschlag der
Verualtung um den \rorgenannten Sats zu ergänzen.

Sodann rufr der Ausschussvorsitzende den geänderlon Beschlussvorschlag der Verwaltung zur
Abstimmung auf.

Abltlmmungsergebnk:
Zustimmung: 13 Ablehnung: 10 Enthaltung:0

Bo.cfttuar:
Der Ausschuss liir wohnsn, Bauen und Vergabg beaufrragt die Verwaltung, auf der Grundlage des in
der Anlage 2 beigotrtgbn dädtebaulichen Entwurh, das Bebauungsp6nverfahren durcfrzufütrren

htlFrrffi iofD.x/!eü..9.dc/ha/bO20-!!pTTO(FDNR. 1 6860



6.3.2020 Au.rlrg - B.ö*.runCsCüwrrfttuür lt[4c tutH( - A, d.ri Krnp, 3. Iclb.bdru,toplrt - rff.trlr..t nd

und die Fläche zu parzellieren und zu vermsssen.

Onllne-Verslon dleser S€lte: https;//ratslnfo.wegberg'de/bl/too2o.asp?TOLFDNR=1886O

2J?
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2.2.2020 G[lX - zvm EabaurngapLn lll..ac 'Auf drm Kanrg' ln Wabg€t!-A[bact

cMX TopMail

--

fü edel.sdrroeder§@stadt.wegberg.de

zum Bebauungsplan III.-4C "Auf dem Kamp" in Webgerg-
Arsbeck

Von:

An!OC! H§IIE§SIETiJ§:-"
r!lf.roltGrsCofl llnc.dG

D.tu.!r! 26.11,201913:15:35

Strdt W.e ü.rf
StrrnpLnung
Ncrrn Frladel Sdlrüders

sehr Be€hrter Herr SchrÖders,

mein Name isL-ll-i und ich melde mlch in der Sache des geplanten Bauvorhabens der Stadt Wegberg,

bzw der Proiektentwicklun$gesellschaft SEWG ,Auf dem famp" in WegberS-A6beck (Plan lll.{c vom

26.02.2019) bei lhnen.

lch bin gemeinsam mit meiner Ehefrau ein Anlieger des geplanten Bauvorhabens, ebenso wie mein

schwiegervater l:lllD{rd die FamiIl(unsere Nachbarn). lm vorfeld des Planbeschlusses der

Stadt WeSberg vom 26.02.2019 hatte es für die anliegenden Grundstücke meines Schwiegervaters und der Fam-

Jacobs iew€ils ein (äufangebot seitens der SEWG zlyecks Armndierung/Einbindun8 in das geplante Bauvorhaben

gegeben, das für beide Parteien nicht (weder wirtschaftlich, noch inhaltlich) \,on lnteresse war und ihre AblehnunS

hnd.

ln den daraulhin erEangenen Planbeschluss lll.4C (siehe Anlagp A), bekannt Semacht am 18.03.2019 (siehe AnlagE

C) sind diese Grundstilcke daher nicht eingegangen. Flankierend zur Veröffentlichung des Teilbebäuungsplans

l.-4C hatte die Stadt Wegber8 auch den Gestaltungsplan des Planungsbüms Esser & klngs für den Bauherten

SEWG (siehe Anlagp 8) erstelft und veröffentlicht, der eine Konkretisierung des Seplanten Bauvorhab€ns auf der

Grundlage des Teilbebauungsplans lll.{C inklusive einer AußchlÜsselung nach Grundstücksflächennutzung,

Grundstück{rüßen und Wohnei heiten enthält.

Durch diesen bnkreten Gestaltungsplan wurden nach dem Teilbebauungsb€schluss erstmelig Einzelheiten f0r den

an uns angrenzenden Bereich des äauprolektes erkennbar. lnsbesonderöSätltit teptant, hinter den betreffenden

Grundstücken, die die SEWG nicht, wie ußprüngllch von ihr beabsichtigt, arrondieren/einberiehen konnte, eine

Ausfallst6ße des Baugebietes zur Weh6traß€ (Planstraß€ A) anzulegen und unsere anliegenden Grundstücke

durch die Einplanung eines,Grünflächenstreifens von einer möSlichen Erschließung ab2usdlnelden.

Mit einer solchen Planung und insb. mit der durch sie ezeugten Abschneidung sind weder wit noch mein

schwiegervatet noch die Familie !; einverstanden. und wir können auch die uns hierzu übermittelte

tnformation, es handele slch dabei w um einen beltebigen, dustouschfurcn Planenlwurf zw Gestaltun& nicht

nachvollzlehen. Vielmehr gehen wir davon aus, dass dleser GestaltunSsplan eindeutig mit dem Teilbebauungsplan

lll.{c korrespondiert, ,, dern f,ankierend er auch veötrentlicht wurde und dessen konkretes umsetzunSsmodell

er ist. Wir gehen natürlich auch da\on aus, dass dieser Gestaltungsplan dem Rat der Stsdt WeSberg vorgelegen

hat und Äe konkrete Grundlage für dessen posltiven Ratsbeschluss zu dem Tellbauungsplan lll'4c vom

26.02.2019 gewesen ist. wenn ileser Gestaltungsplan zwischenzeitlich aus uns noch unbekannten Gründen

wieder von den lnternetseiten der Stadt wetb€rg und der Sewe entGTnlliffien ist, dann läum aus dem Grund,

dass er nicht planungsrelevänt sei, bzw. weiliranieine wesentlichen VoGaben letztlich doch nicht umsetzen will'

lnsoweit sind wit nachdem wir zunächst unsere inteme lnteressenlaSe Seklärt hab€n, auf die in dem?roieh für

dieStadtwegber8aSierendesE,wGrusetretenundhabendieserineinemsemeinsamehTerminam0T.09.2019
unserc gemeinsame position o"rg"l";-(siett" meine eMail an Herrn Neumann 05.11.2019 in Anbge E). zuSleich

frqcyffcl ?DF{r''b?9t?ß'Ild.tndl 5'§755'ß'2.t 1tx



2.':zllm GltO( - a.rn B.bairT.9a.tl lI.{C 'A, d.m t(rtC ln W6ögrrg'Ar.beck

haben wir der SEWG einen konkreten Vorschlag für elne Modiffkatlon des Teilbebauungsplans und des

Gestaltungsplans in dem an unsere Grundstücke angrenzenden Bereich unterbreitet (siehe AnlagE D.in Verbindung

mit meiner eMailvom 05.11.2019 an Herrn Neumann Anlage E), der aus unserer Slcht für alle Beteili$en ob.r?kh'v

vortellhaft und umsetzbar ist- sowohl wirtschaftlich, als auch inhaftlich.

Diesen konkreten Vorschlat hatte Herr Neumann lhnen, Herr Schröders (nach seiner Angabe um den 25.10.2019

herum) übermfüelt und von lhnen hierzu die Aussage erhalten, dass sie als Stadtplaner (wir mutmaßen in ihrer
amtlichen Funktion als ein Or8an der Stadt Wegberg) den Teilbebauungsplan lll.-4C im Nachhinein ,nicht mehr

anfassen' würden. 'i_

For uns ist bislang noch nicht klat welche lnformationen zu unser€m Vorschlag lhnen genau von Herrn Neumann

übermlüelt wurden und was genau dalunter zu verstehen ist, das!'Sle den rlan ,icht mehrCfiässen' würden.

Wir nehmän an, dass Sie äine nachtrlfgliche Anderung bzw Erweiterung des Teilbebauungsplanes schon darum

nicht selbst bewirken können, weil sie hienu rechtlich nicht in der Lage sind, bzw eine solche Planänderung oder

Planerweiterung nur vom Rat der Stadt Wegberg beschlossen werden kann. Den Plan ,nicht mehr anzufassen"

kann in diesem Kontext dann aber nur bedeuten, dass sie aus uns unbekannten Gründen nicht bereit dazu waren

bzw. sind, unseren konkreten voß€hlag (wie sie ihn mit dieser eMall nochmals vorfinden und wie wir ihn gerne

kuzfqistig in einem persönlichen Gespräch mit lhnen erörtern würden) dem Rat der Stadt WeBbetS zum Zweck

einer Abstimmung und Entscheidung vorzulegen. Und ln der Tat haben wir künlich erfahren, dass dem Rat dieser

Vorschlag bislang nicht zur Kenntnis gebracht worden ist.

Geräde weil dieser Vorschlag den Beteiligten, der Stadt Wegb€r8 und der SEWG ebenso wie uns als Anliegern

objektive Vorteile bringt und die für uns Anlieger mit der bisherigen Gestaltqngsnl?nung wrbundenen
Beelnträchtigungen vermelden würde, könn€n wir lhre passive, bzw. lm Ergebnis auf einen Jatsächen
schafhnden' zeitäblauf für die bisherige Planung zielende Position nicht nachvollziehen und wähnen sie bis auf
Weiteres w€der in unserem Anliegerinteresse, noch im oblekdven lnteresse der Stadt WegberS.

Gleichzeitlg ist es vrohl so, auch das haben wir erfahreqdassJer 8ür8ermeistelder Stadt Wl,beß künlich beim

Rat aus uns unbekannten Gründen eine nachträBliche Planänderung für das Proiek beäntragt-hat, die an zentraler
Stelle des Baugebietes anstelle von Einfämilienhäusern eine Bebauung mit Mehrfamilienhäusern, sowie die
Errichtunt eines dort bisher nicht vorgesehenen Splelplatzes vorsieht. Eine solche Anderung würde sich

voraussichtlich nicht nur auf einen lokalen Teilbereich des äktuellen Bebauungsgebietes erstrecken, sondern
Auswirkungen auf die gesämte struktur des teplanten Eauvorhabens mit seinen älten und neuen Bervohnern
haben.

wir wissen nicht, ob und inwieweit Sie äls Stadtplaner in diesen neuerlichen Planänderungsvoßchlag des
Bür8ermeisters eingebunden sind. Wenn Sie es aber sind, was wir für nahelietend halten würden, dann wäre es

umso unverständllcher, dass Sie eine solche Planänderung (deren objektives lnteresse für die Stadt wegberg und
für die Anwohner zur Zeit noch dahlnstehen muss) unteEtützen, während Sie hingegen unseren
Planänderungworschlag aus deneit noch unbekannten Gründ€n ignorieren.

Hetr Neumann hatte Herrn lDgestern per eMail miBeteih, dass im Rahmen elner ,unverbindlichen
zeitschiene'bis zum Ende 2019 eine ,planerische Umsetzung in einem Bebauungsentwurf' erfiolgen soll. Ganz
offensichtlich meint er damit aber - was er nicht ausformullen - einen Gestdltungsdon zu dem B€bauungsplan
lll.-4c und er erwähnt dabei nicht, dass ein solcher Gestortu, gsplon doch längst \rorliegt (Anlage Cl und bereits am
25.02.2019 Grundlage des vom Rat der Stadt Wegberg verabschiedeten Bebauungsplans lll.4c geworden ist.
Gerade wenn doch unser Vorschla& der nur eine (geringfügige) Planänderung impliziert, dem Rat der Stadt
Wegberg bislang nicht bekannt gemacht worden ist, bleibt unverständlilb*arum (und durch wen?) bis zum Ende
20r'9 eine erneute .planerische Umsetzunt in einem Bebauungsentwurf' (also ein neuer Gestoltungsplonll
erfolgen soll und beschlossen werden soll. Solhe damit etwa (wie sich hier die Vermutung aufdrängt) ein
nachgeschobener, in seinen Einzelheiten bislang unbekannter und gleichwohl substanziell erheblicher
Planänderungsvorschlag des Bür8ermeisters zum Eauproiek nachträglich vom Rat der Stadt Wegberg ,legitimiert"
werden, währcnd daSeSen unser (geringfüglger) planänderun$vorschlag ignorlert wird?

Sehr geehrter Herr Schtödeß, llDJnd ich würden uns freuen, einen gemeinsamen Gesprächstermln mit
lhnen und mÖglichst auch der sEwG kuzfristi8 zu verelnbaren, um die hier verbliebenen Unklarheiten mit lhnen
zu klären und um dem Rat, bzw den Entscheidung8remien der stadt Wetberg unseren Vorschlag, in allen
Einzelheiten und so wie er ist rechtzeitlS zur Kenntnis bringen zu können. lch nehme dazu auch Herrn Rolf wolters
und Herm Ralf Schmelich als jeweilite voßitzende der Ausschüsse für stadtentwicklung und -planung sowie für
8auen, Umweh und Vergaben des Rats der Stadt Wegberg hier mit ln Kople.
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2.2.2020 GMX - zum Scb.uungnpL^ l[.{C 'Ad dom KrrtlC in Wcbe6O.ArlH(

gitte teilen Sie uns lhre Verfügbarkeiten mlt.

Mlt freundlichen Grüßen

-

rI-
41844 WegberB

NlnraL:
Otaia ,{ttllttu'tg und allc bdlElÜgtcn D.tllan rlnd wrtnullch urid nut for dan Empnnggr badmmL Wann 9. nldlt da. rlchugc

Arrrtant thd, bcrafitln 9G bitte, dls unba.ldtdgtar Varü.!lt!n, Xopla€n, odrr rcdr $llrthc \ratwlndung dlctca taadltidlt und

thrls Inh.lb wldlrrldruid! lst. F lls Sia dicaa l{adrrlcht inti]rnlldr rrtu]tan hatEn, wlrd um uav!.aüglldta Mtttdluog par Taiafon

(02436 / 380756), odcr pcr E-l.lrll (.l.r.nd.r'kh.nogmx.mt) gcb.trn.

D.td.nhtng.

. Anlage A-plan IIt.-4c-Gcltungsbeclch-26.02,2019.pdf

. Anlrgc B-Plrn I II.-4C-G.st!ltungspL n-25,02.20 f9. pdt

. Anlage C-Pl.n ItI.-4c-B€känntm.chung-18.03,2019.pdf

-

. Anlagc E_clilllls.pdf
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Stellungnahme(n) (Stand : Z2.6.2Oml

Sie betracht€n: lll-{Nc, Arsbsck - Auf dem Kamp (3. Tsll-BP)

Vedahrsnsschritt: Frühzeltige Auslegung opm. § 3 (1) und § a (l) BaUGB

1 A.05.2020 - 22.06.2020

EE-II..1844 Wegberg

am: 2'l.06.2020

Eloclüau bsi uns

(bb-l 4096-6c8bd39-b3b4-.!te2.bebü

.r?n.

',.. .,. ,.

b..-

i1-. ), ,' ;

c7t6 I 0e4502b.jpeg )



Beschwerde
gemäß § 24 Grmohdcordnung NRl l:

Anr'{/!rrgal.uad 8.,f,ffi,t

Ats Betrofiend rblc$6Icfi hiermit 8,6!chwrde glgen den am 28.01.2020 vom Rat der stadt wegberg

ats Durchflthrungsbcschlus. ertassenen unO 
-ari 

ZO.OI.ZO2O bekannt gemechten Bebauunosolan

lll.4c -Aut dem Kamo - Arsbecld eln.

Begrundung:

t. Der aldrlc G€ltaltlngsplan (be$hlGlen am 2E.01.2020) w!k$t
a. lorctd von dem ußprttnglidl€n G€stattunglplsn vom 28 02'2019;

b. ah aldl voi aen örunozugen dcr Planung ftr dic hreitr vorsngegangon€n und

realisiertsn Teilbauabs€finine lll.4A (lll.4) und lU.4B;

in wescntlichcn zogcn ab, w{a in der Art der \/ohnbebauung, in der Anzahl &,r zulässigen

u§tnelnh.ttsn Jo Gebäuda und ln dEr zulärsigen zahl d€f Gcs{rloss€ ic Gabäudc' im

vefzkhl 8uf Rr{iazmsr, .ohnr da33 di63 dcr Ölbnülchkelt mogl,cäst fitthaeftlg bekennt

ge'nsdrtuArrd.(§3(1)§.1BauBG)urrddtnrdßshlerflrJewell!all€plsned§he
L,rc,*A;cdx"tt (§ I (3) S.1 BeuBO) etkennba' und nachgewt$rn i3t'

ll.lnsbe3o{rd?rcdieplanerischeErbrderlk$keildcrimwbhnabdnitwAllgcdsntenund
konzeffiierten gebauung it 4 Mehrfamillenhäu8em mil icueilg bi3 zu 6 Wohneinheiten, mit

m€firalr30sdlp}rtzenundThfgaraganistit,Cdefeftennba(nochna€hgewi€en.

1t. Die ved<ähntcdtnllctr€n Awwifl1ungen der Blockb€beuung mit Mohffamilienhäusem im

vror,*m*tnm wA 1'l eut di€ wehßraße und dia Brscnbind.r straße sind durch die

Phnung urEuGichend erias3t.

lv. oa! Ahräsun$scbot uomch mit der Planung im wege einer vorrsrurd€le/, und gere.chteß

A|,t,d,gut g Ole Ottenulctren lntet$sen und die privaten lnt8res§en d6r An\Alohner des

Baugebhtasgegßnelnandorundmibinsndorabzu§tg€nlind(§§2(3)'l(aBauBG)'ist
dLrch dit rrorlhgEnd€ Planung v.rletst.

[0 ). J.*,,t het das M,t' &t c,ozr,r'1 &r h1. "y!Y! Y.Y::^W::ffiX';;#ä;"rä,;;ä;;;ä'-CääÄ 'n 
an Rat o&t dto Ee2ht§n/orüottt'ts! t vanctotl ote

*a nad d,ra fltlrt,,rrrßlsre,, fun h* dutdlffiäää;' ää;äÄ, - 
ae' *ztlcswnetun? i'd y ?1'8"ry'g1 l'ffi 'ffi;. r; ;*r,;ä -e,-äi,a.*,na äx,,,",a, .*, *,ry y:y' :.

abortager,, er Atuiryl er ßl oDer'ä §"*t 
" 

dtttto zu dq:. y'urngangen u'd 8crxJlvß{do; zu

Datum:

Neme und Vomäme:

Adre$e:

Tol. /Email (oPlionel):

KEIN-BLOCKBAU@gmx.de


	Vorlage
	Anlage  1 Anlage 1 - Beschwerde Initiative kein Blockbau mit Musterbrief_geschwärzt
	Anlage  2 Anlage 2 -Begleitschreiben Initiative kein Blockbau
	Anlage  3 Anlage 3 - Einspruch Anwohnerschaft JJK
	Anlage  4 Anlage 4 - Beschwerde 14096 geschwärzt

